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Christen für gerechte Wirtschaftsordnung (CGW) e.V.
2008 ist eine Finanzblase geplatzt. Wann platzt die nächste Blase?

Die CGW auf dem Ökumenischen 
Kirchentag München

Umgeben von den Ständen Hu-
mane Wirtschaft, INWO und Re-
gionalgeld konnten wir an unse-
rem Stand wieder viele interes-
sante Gespräche führen. Der auf 
die aktuelle Situation angepasste 
Schriftzug (oben auf dieser Sei-
te) lockte viele Vorbeigehende, 
doch einen Blick auf die Plaka-
te zu werfen.

Die Vorplanung der Standwände 
und mehr Bilder vom Stand sind 
auf www.ag-gwo.de/Kirchentage/
OeKT2010/CGW zu finden.

Einige Besucher schauten sich 
nur die Plakate mit den erklä-
renden Texten an, andere fragten 
nach und ließen sich die Zusam-
menhänge erklären. Vielen wa-
ren die Themen schon bekannt. 
Sie fragten nach, was es Neues 

gibt, oder hatten spezielle Fra-
gen zu den Plakaten, um sie z.B. 
bei eigenen Vorträgen verwenden 
zu können.

Was ist der Unterschied 
zwischen CGW und 

anderen?
Immer wieder ergeben sich auch 
Gespräche mit Betreuern benach-
barter Stände – Bilder der Umge-
bung auf www.ag-gwo.de/Kir-
chentage/OeKT2010.

Was ist z.B. der Unterschied 
zwischen CGW und INWO? 
Dazu kann man vieles ausfüh-
ren. Sichtbar war der Unterschied 
diesmal durch die 9,5 Thesen – 
www.9komma5thesen.de -, die 
Teil unseres Standes waren. Wir 
Christen haben – neben allen welt-
lichen Argumenten – ein weiteres 
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Argument für eine gerechte Wirt-
schaftsordnung: Wir befolgen damit 
Gottes Gebote! Das verbindet uns üb-
rigens mit Juden und Moslems.

Oder die Diskussion mit einem Ver-
treter des Grundeinkommens (Teil 
des Regio-Standes gegenüber) – 
www.grundeinkommen-muenchen.de. 
Wird sich nach Einführung eines aus-
kömmlichen Grundeinkommens eine 
gerechte Wirtschaftsordnung nicht 
automatisch einstellen, da die Men-
schen nicht mehr unter Erwerbszwang 
stehen und mehr Selbstbewusstsein 
entwickeln? Wir tauschen interes-
sante Argumente aus, kommen zu 
keinem konkreten Ergebnis, mer-
ken aber doch, dass soziale Grund-
sicherung etwas anderes ist als Re-
geln zum Umgang mit Geld, Boden 
und Ressourcen.

Aufschlussreich auch der Austausch 
über die Aktionen von Pater An-
selm Grün – siehe Seite 12 –, dessen 
Schriften an einem Stand zum Ver-
kauf auslagen. Auf seine Spekulati-
onsgeschäfte angesprochen war die 
Antwort, Grüns Finanzgeschäfte sei-
en bekannt, aber es sei Aufgabe der 
Politik, so etwas zu verbieten. Wa-
rum solle er so etwas nicht tun, so 
lange es erlaubt ist?

Ich habe das Gespräch nicht weiter 
vertieft, mir aber die Frage gestellt, 
wie die Politik etwas ändern kann, 
was die große Mehrheit für richtig 
hält und deswegen tut.

Rudolf Mehl

Berichte

Liebe Leser und Leserinnen,
wegen unserer Aktivitäten am Ökumeni-
schen Kirchentag in München erscheint 
dieser Rundbrief etwas verspätet. Dafür 
enthält er wieder viele Berichte unserer – 
und anderer vielfältiger Aktivitäten.

Vielleicht bemerken auch Sie den Span-
nungsbogen: Von den theologischen Leit-
vorstellungen für eine solidarische Öko-
nomie (erarbeitet für die Akademie auf 
Zeit „Solidarische Ökonomie“) und den 
damit verbundenen Erwartungen, was 
Kirche leisten sollte, über die Tagung 
Christen scheren aus dem gegenwär-
tigen Finanzsystem aus, in der die Im-
pulse aus den 9,5 Thesen vertieft wur-
den, bis zum Ökumenischen Kirchentag: 
Systemkritik unerwünscht! Pater Anselm 
Grün und das große Geld passt da (lei-
der) sehr gut hinein.

Adolf Holland-Cunz schließt seinen Be-
richt: Man braucht eben einen langen 
Atem. Aber das sollte für uns CGW 
nichts Neues sein.

Immer wieder erlebe ich starke Zurück-
haltung bei unseren Mitgliedern, ob denn 
ihre Aktivitäten einen Bericht wirklich wert 
wären. Ich halte es für wichtig, dass wir 
Christen für gerechte Wirtschaftsord-
nung unter anderem auch über diesen 
Rundbrief miteinander Kontakt haben, 
und dazu gehört wesentlich, einander 
zu berichten. Aber vielleicht können ja 
auch Sie, liebe Leserinnen und Leser, 
uns mitteilen, ob solche Berichte für Sie 
hilfreich und lesenswert sind.

Ich jedenfalls wünsche mir, dass Sie sich 
auch von diesem Rundbrief wie-
der anregen – und nicht entmu-
tigen – lassen zu eigenen Akti-
vitäten – und zu Berichten da-
rüber.

Rudolf Mehl
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Berichte

München 2010 hätte das Leipzig 1989 werden können

München 2010 hätte das Leipzig 1989 
werden können. Doch diese Chance 
ist vertan. Eckhard Nagel und sein 
katholischer Kollege Alois Glück 
sind zufrieden mit dem, was am Wo-
chenende in München geschah. Statt 
friedvoller Eintracht hätten sich kri-
tische Christen jedoch ein Donner-
grollen gewünscht – einen Aufschrei 
der Kirchen in die säkulare Welt hi-
naus, den Sumpf in 
Wirtschaft und Poli-
tik und die Kapriolen 
am Finanzmarkt an 
den Pranger stellend. 
Stattdessen überlie-
ßen die Würdenträ-
ger das Feld den Po-
litikern als Schau-
bühne.  

Alternativen 
zum 

Kapitalismus – 
Alternativen im 
Kapitalismus:  
Systemkritik 
unerwünscht

Auf Einladung zu ei-
ner Diskussionsrun-
de von Publik-Fo-
rum, der Zeitschrift 
für kritische Chris-
ten, reisten wir am 
Freitag nach Mün-
chen. Im Programm-
heft des Kirchenta-
ges fanden wir die-
se Veranstaltung je-
doch nicht. Schwer 
zu finden war auch 
der Weg zum Veran-
staltungsort in einen 
Hörsaal der Techni-

Das Ganze verändern, 
damit ihr Hoffnung habt.

Ergänzungsprogramm zum
2. Ökumenischen Kirchentag 2010

12 .05. 10 -  15 .05. 10

Koordination:
Sozialforum München
und
Netzwerk ÖKT 2010

© Mk,10,25

Alternative Ansätze 
unerwünscht

Leider haben Kirchentage auch 

Schattenseiten. Aktive alternati-

ve Gruppen und Netzwerke er-

fahren immer wieder, dass wirk-

lich alternative (und damit sys-

temkritische) Ansätze nicht er-

wünscht sind und deswegen gar 

nicht erst ins Programm aufge-

nommen werden. Miterlebt ha-

ben wir das bei den Bemühun-

gen des Netzwerks Ökumeni-

scher Kirchentag – www.oekt-

netz.de, Veranstaltungen um den 

Aufruf „Fair teilen statt sozial 

spalten“ anzubieten. Das ÖKT-

Netzwerk hat deswegen am Kir-

chentag eine Unterschriftenak-

tion gestartet, die bis zum Buß- 

und Bettag fortgesetzt wer-

den soll:

Wir fordern die Kirchenlei-

tungen auf, eine breite gesell-

schaftliche Diskussion zu entfa-

chen – ohne Rücksicht auf herr-

schende Interessen und Macht-

strukturen.

Unterschriftenlisten im Internet 

www.oekt-netz.de/mm/Unter-

schriftenliste.pdf oder bei der 

Rundbrief-Redaktion.

Treffend ein Bericht der Ethik-

Bank auf deren Internet-Seite 

www.ethikbank.de/die-ethik-

bank/rundgang.html (hier ge-

kürzt)

EthikBank aktuell – unterwegs in München

schen Universität. Dort, abseits vom 
Trubel auf der Theresienwiese und 
in den Messehallen und nur hier und 
da einen orangefarbenen Schal erbli-
ckend (Erkennungszeichen der Kir-
chentagsbesucher), fand am Freitag-
abend die Publik-Forum-Diskussions-
runde über Alternativen zum Kapita-
lismus – Alternativen im Kapitalis-
mus statt. Um zu verstehen, dass die 
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Hälfte der Stühle leer blieb, muss 
man wissen, dass die Veranstaltun-
gen von Publik-Forum ausgeschlos-
sen wurden aus dem offiziellen Pro-
gramm des Kirchentages – zu sys-
temkritisch. So waren es fast aus-
schließlich Publik-Forum-Leser, die 
sich den Weg dorthin durch die ver-
stopfte Innenstadt bahnten.

Position der EthikBank: 
Noch mehr Schulden führen 

in den Abgrund

In der Diskussionsrunde fordert die 
EthikBank eine geordnete Insolvenz 
für Griechenland. Das ist die einzige 
Möglichkeit, auch die Gläubiger an 
den Kosten der Insolvenz zu beteili-
gen und nicht erneut der Allgemein-
heit aufzubürden. Man muss den Tat-
sachen ins Auge blicken, und dabei 
darf auch ein EU-Land keine heili-
ge Kuh sein. Die Verschwörungs-
theorie der europäischen Politiker, 
die ohne Not EU-Verträge ignorie-
ren, macht uns Angst, ebenso deren 
Kriegssprache, die mit verbalen Ab-
wehrwaffen alle Stabilitätskriterien 

Berichte

aufzuweichen sucht, dabei nur ein 
Ziel im Blick – die Verteidigung des 
Euro um jeden Preis!

Wo soll das hinführen? Noch mehr 
Schulden führen sicher in den Ab-
grund und üben einen verhängnis-
vollen Reiz auf andere Wackelkan-
didaten aus. Die längst überfälli-
ge Einführung der Finanztransakti-
onssteuer bekommt in diesen Tagen 
doppeltes Gewicht. Diese kann maß-
geblich dazu beitragen, den Speku-
lanten das Handwerk zu legen. Wo-
bei sich die Spekulanten nicht nur 
im Finanzmarkt tummeln, sondern 
auch in den Regierungen der unse-
riösen Länder, die darauf setzen, 
dass sie freigekauft werden, wenn 
Sie pleite sind.

Kirchentag bleibt in der 
Beliebigkeit: Alle Hoffnungen 

verpuffen
Was für eine Steilvorlage hätte das 
aktuelle Geschehen liefern können, 
um diesem Kirchentag einen Stempel 
aufzudrücken, ihn in die Geschichte 
eingehen zu lassen, so wie einst die 

friedlichen Montagsdemos in Leip-
zig. In Zeiten, in denen die Menschen 
sich mehr Fragen über ihre Zukunft 
stellen als sie Antworten bekommen, 
könnten Glaubensgemeinschaften 
einiges dazu beitragen.

Immerhin hat der Bamberger Erz-
bischof Ludwig Schick in München 
als Antwort auf die Finanzkrise eine 
Besteuerung von Finanzgeschäf-
ten eingefordert, die von regieren-
den Politikern und der Finanzwirt-
schaft noch immer abgelehnt wird. 
Doch insgesamt gewinnt man in 
München den Eindruck, als wollen 
die Kirchenobersten möglichst we-
nig anecken.

Statt einen friedlichen Protestmarsch 
zu organisieren, überlassen die Ver-
anstalter ihr Podium den Politikern. 
Dass eine Bundeskanzlerin eine Hal-
le mit 6000 Menschen zu füllen ver-
mag und für ihre Verbalgirlanden 
großen Applaus empfängt, verste-
he wer will. Nur einmal wird es in 
der Rede der evangelischen Pfar-
rerstochter unruhig – als es um den 

Euro geht. „Hoffnung habe ich 
immer; dass es schief geht, habe 
ich nie geglaubt“, so die Kanzle-
rin. Und dafür bekommt sie wie-
der Beifall. Dabei soll es schon 
Kirchentage gegeben haben, bei 
denen CDU-Kanzler mit Pfiffen 
empfangen wurden.

Damit ihr Hoffnung habt – ge-
wiss: Hoffnung und Zuversicht 
sind christliche Grundtugenden. 
Doch allein mit Hoffnung lassen 
sich die drängenden Fragen un-
serer Zeit nicht lösen. Die wirkli-
chen Fragen der Menschen blei-
ben auf diesem Kirchentag un-
beantwortet, auch die Fragen im 
Hörsaal der Technischen Univer-
sität. Aber dort werden sie wenigs-
tens gestellt.

www.ethikbank.de
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Berichte

Es war ein lebendiges, streitbares 
Podium, das sich unter dem The-
menbereich 3 Suchen und Finden – 
Christsein und die vielfältigen Ori-
entierungen auf dem ÖKT in Mün-
chen angesichts der Banken-, Finanz- 
und Eurokrise dem biblischen Zins-
verbot zuwandte: Kann das in viel-
fachen Ausführungen in den bibli-
schen Büchern anzutreffende Zins-
verbot einen Ausweg bieten ange-
sichts der gegenwärtigen finanzpo-
litischen Verwerfungen? Haben Ju-
den und Christen das Recht oder gar 
die Pflicht, sich an ihre eigenen Wur-
zeln zu erinnern und dieses störri-
sche Erbe in eine postmoderne Ge-
sellschaft einzuschleusen, in der Zins 
und Zinseszins zu den letzten Tabus 
gehören? Oder handelt es sich um 
überholte Regeln einer agrarisch ge-
prägten Frühkultur, die schlicht nicht 
adaptierbar sind an die Verhältnis-
ses des 21.Jahrhunderts?

Thomas Herkert, Leiter der Katho-
lischen Akademie in Freiburg, ge-
lang es, die Kontrahenten in eine 
für das Publikum spannende Dis-
kussion zu verwickeln: Prof. Wal-
ter Homolka, Rabbiner und Direk-
tor des Abraham-Geiger-Kollegs an 
der Universität Potsdam, Dr. Hel-
muth Markov, Finanzminister des 
Landes Brandenburg, das mit ho-
her Verschuldung zu kämpfen hat, 
Thomas Ruster, Professor für Sys-
tematische Theologie aus Dortmund 
und Prof. Peter Schallenberg, Mo-
raltheologe aus Paderborn – sie alle 
brachten zunächst in einführenden 
Kurzstatements ihre Positionen auf 
den Punkt. Prof. Ruster eröffnete die 

Diskussion mit einer eindrucksvollen 
Analyse von Karl Barth: „Wo nicht 
der Mensch, sondern das zinstra-
gende Kapital der Gegenstand ist, 
dessen Erhaltung und Nährung Sinn 
und Ziel der politischen Ordnung 
ist, da ist der Automatismus schon 
im Gang, der eines Tages die Men-
schen zum Töten und Getötet wer-
den auf die Jagd schickt.“ (Kirch-
liche Dogmatik III,4 1955,S.525) 
Dieses Zitat nahm Ruster zum An-
lass, die etwa 500 Besucher in das 
ABC der Zinskritik einzuführen: 
Durch Zins und Zinseszins steigt die 
Geldmenge exponentiell mit mathe-
matischer Sicherheit auf Seiten der 
Geldelite an, und zwar ohne Rück-
sicht auf die Auswirkungen, die die-
ser Mechanismus im wirklichen Le-
ben anderer hat: Der reale Mehrwert 
muss erarbeitet werden und das ge-
schieht im Zweifelsfall durch ex-
zessiven Wettbewerb und auf Kos-
ten von Mensch und Natur, so dass 
man durchaus von einer tödlichen 
Jagd sprechen kann. Die beständig 
wachsende Geldmenge koppelt sich 
notgedrungen irgendwann von der 
Realwirtschaft ab, zumal sich durch 
Spekulationen auf dem Finanzmarkt 
weit mehr Geld verdienen lässt.

Angesichts dieses vermeintlich un-
umgänglichen Faktums unterstrich 
Ruster: „Es gab und gibt zinsfrei-
es Geld! Heute in Form der Regio-
nalwährungen.“ Nichts hindere uns, 
dieser Tradition heute wieder brei-
ten Raum zu gewähren. Eine neue 
Richtung in der Ökonomie, die sich 
Postwachstumsökonomie nennt, 
entfaltet eine Reform des Geldwe-

sens auf marktwirtschaftlicher Ba-
sis. Ökonomieprofessor Hans Chris-
toph Binswanger stellt sie in seinem 
neuen Buch Vorwärts zur Mäßigung 
überzeugend dar. Dem beständigen 
Wachstumszwang setzt diese Rich-
tung eine Ethik des Genug entgegen. 
In diesem Modell spielt die traditi-
onelle zinstragende Eurowährung 
nur noch eine untergeordnete Rol-
le. Stattdessen würde die Eigenar-
beit und damit der geldfreie Raum 
aufgewertet und eine den Erforder-
nissen regionaler Wirtschaft ange-
passte zinsfreie Regionalwährung 
die ihr zugemessene Aufgabe über-
nehmen. Das biblische Zinsverbot 
sei nicht umsonst neben dem Er-
lassjahrgebot das zentrale Gebot der 
biblischen Ökonomie, denn es ver-
weise den Gläubigen darauf, dass 
nichts Irdisches – auch nicht das 
Geld – unendlich wachsen könne. 
Unendlichkeit komme allein Gott 
zu, so Ruster.

Warum findet nun der fällige Wech-
sel in der Finanzarchitektur nicht 
statt, obwohl sich die Lage so dra-
matisch zuspitzt? Es ist das Interes-
se des Kapitals, das diesen Wechsel 
verhindert. Aber dies sei kein anony-
mes Anderes, jenseits von uns, son-
dern wir alle seien mit unserem Be-
dürfnis nach Sicherheit und Selbst-
erhaltung über das Rentensystem, 
Versicherungen, etc. an dieses Ka-
pitalinteresse gebunden, so Ruster. 
Die (irrationale) Zukunftsangst wer-
de durch dieses System zwar besänf-
tigt, doch trage es zugleich dazu bei, 
dass sich die Zukunft immer weiter 
verdüstere. Daher brauche es Men-

Biblisches Zinsverbot – Ausweg 
aus der Bankenkrise?

Bericht von einem Podium auf dem ÖKT München
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schen, die nicht aus Angst, sondern 
in gläubiger Zuversicht, im Ver-
trauen auf Gott handeln. Sie könn-
ten den Mut entwickeln, aus dieser 
Spirale auszusteigen, die sich auf-
grund der sich stetig weiter verun-
sichernden Zukunft immer mehr 
um die eigene Sicherheit dreht. Der 
Ausstieg aus diesem destruktiven 
Finanzsystem sei möglich, wenn 
auch nicht im Hau-Ruck-Verfah-
ren zu haben. Ruster verwies auf 
die Initiative 9,5, die am 30. Okto-
ber 2009 mit dem Anschlag von 9,5 
Thesen an der Frankfurter Paulskir-
che das biblische Zinsgebot in Erin-
nerung rief (www.9komma5thesen.
de). Derzeit sei ein Werkbuch Wie 
gründen wir eine Kirchenwährung? 
in Planung. Ruster schloss mit den 
Worten: „Unser Traum ist es, die-
se Schritte in Gemeinschaft der bi-
blischen Religionen zusammen mit 
Judentum und Islam in echter öku-
menischer Tatgemeinschaft vieler 
Kirchen gehen zu können.“

Rabbiner Walter Homolka fragte 
in seinem Statement zunächst nach 
dem Sinn des biblischen Zinsver-
bots. Der Grundgedanke dabei lie-
ge in der Warnung, sich nicht auf 
Kosten der Armen zu bereichern. 
In der agrarisch geprägten Gesell-
schaft des alten Israel sei ein Kre-
dit für Saatgut keine Seltenheit ge-
wesen. Die Kritik ziele daher auf 
ein Verhalten, das die Not der Ar-
men ausnutze und von ihnen trotz 
elementarer Not Wucherzinsen for-
dere. Es läge daher in der jüdischen 
Tradition begründet, komplexe Fi-
nanzstrukturen auf mögliche Un-
gerechtigkeiten und Exzesse abzu-
klopfen und solche abzubauen. So 
gäbe es im Judentum die Praxis, im 
Vorfeld der Darlehensvergabe neben 
der Gewinn- auch die Verlustbeteili-
gung des Gläubigers auszuhandeln. 

Grundsätzlich befördere der Zins die 
Dynamik moderner Wirtschaft und 
sei daher nicht abzulehnen.

Dabei gab Rabbiner Homolka zu, 
im Herbst 2008, als der Zusammen-
bruch der HRE drohte und er Urlaub 
am Plattensee machte, selbst in Sor-
ge um sein Geld gewesen zu sein. 
Ja, es habe überzogene Gewinner-
wartungen gegeben. Daher empfeh-
le er heute Staatsanleihen, die zwar 
nur 3 Prozent Zinsen einbrächten, 
dafür aber sicher seien.

Prof. Schallenberg aus Paderborn 
verwies in seinem Statement da-
rauf, dass es nicht das kirchliche 
Zinsverbot gäbe, sondern historisch 
betrachtet nur unterschiedliche For-
men desselben. Wie schon Homol-
ka sah auch er den Kern in dem 
Anliegen, das Ausnützen der Not-
lage eines anderen zu verhindern. 
Man müsse das ganze im Rahmen 
einer Institutionenethik betrachten 
und nach je zeitadäquaten geeigne-
ten Möglichkeiten suchen, den Ar-
men zu helfen.

Grundsätzlich sei Zins der Preis für 
die Zeitdifferenz und das Risiko, das 
mit der Vergabe eines Darlehens ver-
bunden sei. Thomas von Aquin habe 
dahingehend argumentiert, Geld, das 
einen Handel zwischen zwei Parteien 
ermöglichen solle, könne man nicht 
selbst verkaufen. Diese Art der Dop-
pelbezahlung sei abzulehnen. Die-
ses Argument, so Schallenberg, zäh-
le heute nicht mehr. Auch die Posi-
tion von Bonaventura, der den Zins 
deshalb für nicht rechtens hielt, weil 
er darin einen Handel mit Zeit sah, 
sei nicht in die Moderne übertrag-
bar. Schade, dass Schallenberg we-
der auf die theologische Dimension 
dieser Argumente einging noch ihre 
Unübertragbarkeit auf heute erläu-
terte. Mit dem Hinweis auf Berna-
dino von Siena, einem sehr erfolg-

reichen spätmittelalterlichen Predi-
ger, der Argumente für den Zins zu-
sammengetragen hat, machte Schal-
lenberg abschließend darauf auf-
merksam, dass es auch zinsfreund-
liche Strömungen in der kirchlichen 
Tradition gegeben hat. Zentral sei 
bei dem Thema einerseits die Fra-
ge, mit welcher Motivation Chris-
ten auf Zinsen verzichten und wer 
anderseits der Leidtragende sei und 
wie er am besten unterstützt werden 
könne. Zinsfreie Darlehen könnten 
demnach eine Hilfe sein, der grund-
sätzlichen Ablehnung von Zins und 
Zinseszins in der Moderne könne er 
sich indes nicht anschließen.

Weder Homolka noch Schallenberg 
griffen das Argument von übertrie-
bener, maßloser Zukunftsvorsorge 
auf, zu der der Position Rusters zu-
folge der Finanzmarkt verführt und 
uns damit zu alltäglichen Mitverur-
sachern an der anschwellenden In-
stabilität macht. Homolka vertei-
digte zwar mit seinen praktischen 
Stellungnahmen zu möglichen In-
vestitionsentscheidungen das ge-
genwärtig Übliche, ohne aber direkt 
auf die Analyse Rusters einzugehen. 
Dass eine Diskussion auf theolo-
gisch-psychologischer Ebene zwi-
schen den Theologen ausgeblieben 
ist, ist bedauernswert. Wäre es doch 
bereichernd gewesen, die Frage der 
Zukunftssicherung unter ökonomi-
scher und der Glaubensperspektive 
zu diskutieren.

Zu einer spannenden Diskussion kam 
es dennoch: Markov, Finanzminis-
ter und stellvertretender Minister-
präsident des Landes Brandenburg, 
eröffnete sein Statement mit einem 
erschütternden und doch nicht über-
raschenden Kassensturz: Der Ge-
samtetat des Landes Brandenburg 
umfasst, so erfuhren die Anwesen-
den, 10,5 Milliarden, die Schulden 

Berichte

http://www.9komma5thesen.de/
http://www.9komma5thesen.de/
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Man braucht einen langen Atem
Adolf Holland-Cunz ist in Südthüringen aktiv

Da er nicht zur Mitgliederversammlung kommt, sandte 
er diesen Bericht.

In Südthüringen hat sich im Rahmen einer Wendeinitia-
tive (Transition-Town) eine Arbeitsgruppe Regionalgeld 
gebildet, wo ich mitarbeite. (ueberlebenskultur.de)

2 Vorträge konnte ich in Schmalkalden halten, veranstal-
tet vom BUND Kreisvorstand mit der VHS unter dem 
Thema „Zukunftsfähige Finanzwirtschaft“ und Re-
gionalgeld.

Vor einer Schulklasse einer weiterbildenden Schule in 
Suhl hielt ich einen Vortrag zu Regionalgeld.

Im November 2009 sprach ich in Trusetal über Hans Trau-
gott Strung, einen DDR-Bürger, der 1953 wegen seiner 
freiwirtschaftlichen Aktivitäten eingesperrt wurde und 
daran zerbrach.

Am 26.5.2010 war ich im Kirchenkreis Hildburghausen-
Eisfeld zum Pfarrkonvent. Die Ev. Kirche Mitteldeutsch-
lands hat als Konventsthema Gott und Geld. Ich hoffe, 
dass dieses Thema dadurch in der Kirche mehr Be-
achtung und Hinwendung auf unsere Sicht bekommt. 
Ob unsere Mitglieder in diesem Kirchenbereich Kon-
takte dazu knüpfen ?

Im September 2009 betreute ich mit Karin und Rainer Ha-
nemann vom Jenaer Arbeitskreis Zukunftsfähige Gesell-
schaft einen Stand auf dem 1. Kirchentag der Ev. Kirche 
Mitteldeutschlands in Weimar.

Am 5.9.2010 ist ein regionaler Kirchentag in Suhl, wo die 
Arbeitsgruppe Regionalgeld einen Stand machen will.

Ich bin auch noch Leserbriefschreiber. Viele Leute spre-
chen mich dazu anerkennend an. Aber aktiv mittun wol-
len sie nicht. Die Krise wird ja von den meisten relativ 
ferngehalten.

Auch unternehme ich verschiedene Kontaktversuche zu 
Thüringer Landespolitikern. Allerdings ohne erkennba-
re Erfolge.

Man braucht eben einen langen Atem und ich hoffe ihn 
noch lange zu haben. Doch ich werte als Erfolg, dass 
ich jetzt mehr eingeladen werde und mich nicht stets 
selbst anbieten muss.

Das Interesse wächst.

Adolf Holland-Cunz

belaufen sich auf 18 Milliarden Euro. Das 
führt zu jährlichen Zinszahlungen von derzeit 
750 Millionen Euro. Markov sieht das Prob-
lem, dass dieser Prozess dazu führt, dass sich 
das Geld bei Wenigen akkumuliert und dem 
Markt entzogen wird. Darin liege eine gra-
vierende Ungerechtigkeit. Wenn das Wachs-
tum der Geldmenge über den Wachstumsraten 
der Realwirtschaft liege, führe das auf Dau-
er zu einer extremen Schieflage. Dennoch 
zeigte sich Markov überzeugt, dass die von 
ihm dargestellte dramatische Haushaltslage 
durch politische Regulierung der Finanzwirt-
schaft in den Griff zu bekommen sei. Vor al-
lem die Tobin Tax, eine niedrige Steuer auf 
alle Finanzmarkttransaktionen, sei hier hilf-
reich und könne die nötigen Milliarden zum 
Ausgleich einbringen.

Ob nun die Forderung Markovs nach einer ef-
fizienten Regulierung der Finanzmärkte durch 
die Politik naiv sei oder die Auffassung Rus-
ters, wonach nur durch ein deutlich abwei-
chendes Verhalten wie der Ablehnung des Zin-
ses aus Glaubensgründen, d.h. durch fortge-
setzte Irritation, die Finanzmärkte zu Verhal-
tensänderung bewegt werden könnten, darü-
ber wurde unter wechselndem Beifall des Pu-
blikums zum Schluss heftig gestritten. 

Insgesamt entwickelte sich eine sehr lebhaf-
te Debatte, bei der die Fragen aus dem Pu-
blikum leider eine marginale Rolle spielten. 
Von Schallenberg und Homolka wäre es in-
teressant gewesen zu hören, wo sie die Gren-
ze zwischen Zins und Wucher ziehen und 
ob sie sich Notlagen vorstellen können, die 
es auch heute nötig machen, Darlehen zins-
frei zu gewähren. Auch der Zusammenhang 
von Verschuldung und Enteignung wäre eine 
Thematisierung wert gewesen. Abschließend 
bleibt festzustellen, dass mit diesem Podium 
das bislang eher randständige Thema der bi-
blischen Zinskritik erstmalig auf einem Kir-
chentag in diesem größeren Rahmen disku-
tiert wurde und sich erfreulich viele Christen 
dem gegenüber aufgeschlossen zeigten. 

Gudula Frieling
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Christen scheren aus dem 
gegenwärtigen Finanzsystem aus

Tagung 19. - 20. März 2010 an der TU Dortmund

Als Gastgeber begrüßt Thomas Rus-
ter die ca. 50 Teilnehmer herzlich 
und drückt im Namen des 9,5 The-
sen-Teams die große Freude darü-
ber aus, dass die Tagung zustande 
gekommen ist. Er ruft kurz die Ge-
schichte der 9,5 Thesen-Initiative 
in Erinnerung: 

Dezember 2008: Versendung der •	
Thesen mit Erläuterung an die Kir-
chenleitungen; die ca. 30 eingegan-
genen Reaktionen waren überwie-
gend zurückhaltend bis kritisch, ei-
nige können aber auch als Ermu-
tigung verstanden werden. 

3./4. April 2009: Tagung mit einem •	
weiteren Kreis in der Abtei Him-
merod, Konzeptentwicklung.

30.10.2009: Thesenanschlag an •	
der Paulskirche in Frankfurt und 
Pressekonferenz; in der Folge ei-

nige Beiträge bzw. Interviews in 
der Presse und im Radio.

9.Januar 2010: Gudula Frieling •	
und Ralf Becker tragen die 9,5 
Thesen mit Erläuterungen in der 
Kopenhagener Börse im Rahmen 
der Veranstaltung „future visions 
of new financial structures and 
models“ vor. 

5.-7. Februar 2010: Vorstellung der •	
9,5 Thesen auf der Finanzmarkt-
tagung des Kath.-Sozialen Insti-
tuts in Bad Honnef, Diskussion 
mit Vertretern der linken Ökono-
miekritik (Harald Klimenta, El-
mar Altvater)

Im Zentrum der gegenwärtigen Ta-
gung steht die Frage der Umsetzung 
des Konzepts: „Christen scheren aus 
– aber wie?“ Das 9,5 Thesen-Team 
verfolgt die Idee einer Einführung 
einer kirchlichen Komplementär-

währung nach dem Vorbild der Re-
gionalwährungen. Dies würde einen 
symbolischen, irritierenden Akt ge-
gen den durch den Zins ausgelösten 
Wachstumszwang bedeuten. Ferner 
würde es den Kirchen gesellschaft-
lich zu neuer, ungewohnter Kennt-
lichkeit verhelfen. Und es würde 
die Befolgung von Gottes Gebot 
bedeuten. Vielleicht weiß es Gott 
ja doch besser als die Wirtschafts-
fachleute?!

Rudolf Mehl schließt sich für die 
CGW den Begrüßungsworten an. 
Die CGW haben das Projekt von 
Anfang an begleitet, auch beraten, 
es zum CGW-Projekt zu machen. 
Wir sehen unsere Aufgabe aber 
mehr darin, für solche Projekte den 
Boden zu bereiten, und freuen uns 
über die Früchte. Als Christen dür-
fen wir dabei auf Gottes Unterstüt-
zung zählen. Das bekannte Ernte-
dank-Lied beschreibt treffend das 
Bild: Wir pflügen und wir streu-
en den Samen auf das Land, doch 
Wachstum und Gedeihen liegt ganz 
in Gottes Hand. 

Seinen Segen erbitten wir auch für 
diese Tagung.

Wege aus der 
Wachstumsspirale

Vortrag von PD Dr. Niko Paech, 
Universität Oldenburg

Niko Paech stellt das 9,5 Thesen-Pro-
jekt in den Rahmen der Postwachs-
tumsökonomie. Die Zinsen setzen die 
Ökonomie unter Wachstumszwang, 
aber es ist auch der aus dem markt-
wirtschaftlichen Konkurrenzprin-
zip erwachsende Wachstumsdrang 

Berichte
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zu berücksichtigen. Der zukünfti-
ge Weg kann nur heißen: „Vorwärts 
zur Mäßigung“ (Chr. Binswanger). 
Ein Rückblick auf die bisherigen 
Versuche, das Wachstum zu bändi-
gen – durch qualitatives statt quan-
titatives Wachstum, durch regene-
rative Energien und bessere Logis-
tik, durch klimafreundliche Produk-
te – zeigt, dass es bisher nicht ge-
lungen ist, Ökonomie und Ökolo-
gie miteinander zu versöhnen, im 
Gegenteil. Nunmehr sind aber so-
wohl ökonomisch wie ökologisch 
die Grenzen des Wachstums erreicht 
(„Peak everything“, nicht nur „Peak 
oil“). Wir bekommen so und so eine 
Postwachstumsökonomie. Die Fra-
ge ist nur, ob der Weg dorthin noch 
zu gestalten ist oder katastrophisch 
verläuft. Paech deutet an, dass kon-
struktive Konzepte für eine Post-
wachstumsökonomie möglicher-
weise erst nach dem (katastrophi-
schen) Ende der Wachstumsökono-
mie greifen. 

Von mehreren Seiten her leuchtet die 
Notwendigkeit einer Postwachstum-
sökonomie ein. Die Glücksforschung 
zeigt, dass von einem gewissen Ni-
veau an mehr Wohlstand nicht mehr 
Zufriedenheit bedeutet. Die Erwar-
tungen, dass sich durch „aufholen-
de Entwicklung“ der armen Länder 
bzw. durch Umverteilung der Gewin-
ne sozialer Friede herstellen ließe, 
haben sich nicht erfüllt. Die Effizi-
enzvorteile liegen stets nur auf ei-
ner Seite; Wachstum schafft Reich-
tum und Armut zugleich. Eine effek-
tive Umverteilung müsste von der 

Politik ausgehen, die-
se ist dazu aber weder 
national noch global in 
der Lage. 

Wegweisend für die 
Einordnung einer 
kirchlichen Komple-
mentärwährung in das 
Konzept der Post-
wachstumsökonomie 
ist die Unterscheidung 
von drei ökonomischen 
Sphären: 

Es gibt die Sphäre der Selbstver-1.	
sorgung, die durch Eigenarbeit und 
nachbarschaftlichen Tausch funk-
tioniert. Für diese Sphäre kommt 
man ohne Geld aus. 

Es gibt die Sphäre des regionalen 2.	
Handelns mit heimischen Produk-
ten. Für diese Sphäre sind Regio-
nalwährungen das optimale Zah-
lungsmittel. 

Ferner gibt es den globalen Kon-3.	
sum, für den die konventionellen 
Währungen das angepasste Zah-
lungsmittel sind. Diese Sphäre 
dürfte im Rahmen der Postwachs-
tumsökonomie nur noch eine Rest-
größe sein. 

Diese Übersicht zeigt, dass komple-
mentäre Regionalwährungen auch 
ökonomisch sinnvoll sind. Sie ha-
ben ihren eigenen Ort in einer sinn-
voll strukturierten Wirtschaft, der 
allerdings erst hervortritt, wenn 
die Ausrichtung auf warenförmi-
ge Fremdversorgung, die die Men-
schen in Abhängigkeit vom globa-
len Wirtschaftssystem hält und ihre 

Kräfte zur Eigeninitiative lähmt, zu-
rücktritt. 

Paech nennt abschließend zwei Di-
mensionen einer Postwachstums-
ökonomie:

Die „Suffizienzrevolution“, d.h. 1.	
die Entrümpelung und Entschleu-
nigung der Konsumgewohnheiten, 
die im Übrigen auch durch die Ein-
sicht nahe gelegt wird, dass wir 
im Rahmen der bestehenden Be-
schleunigung des Lebens gar nicht 
mehr genug Zeit zum genussrei-
chen Konsum haben. 

Die rechte Balance zwischen Ei-2.	
gen- und Fremdversorgung. Ei-
genproduktion, Nachbarschafts-
hilfe, Tauschringe, kommunale 
Netzwerke, Formen der urbanen 
Subsistenz und der Regionalver-
sorgung müssen zunehmend ne-
ben den globalen Warentausch tre-
ten und mit diesem sinnvoll kom-
biniert werden. Für diese Formen 
ist wie ausgeführt zum Teil kein 
Geld nötig, zum Teil anderes Geld 
und – als Restgröße – das konven-
tionelle Geld. 
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In der Diskussion zum Vortrag wird 
unter anderem die Frage gestellt, wa-
rum Hartz IV-Empfänger so wenig 
auf die Geldreformideen anspre-
chen. Paech verweist in seiner Ant-
wort auf die Ängste um Kaufkraft-
verlust und die Tatsache, dass nor-
male Produkte immer noch billiger 
sind. Und doch ist es gerade die-
se Gruppe, die für die Postwachs-
tumsökonomie erschlossen werden 
muss und die auch am meisten von 
ihr profitieren würde. 

Podium: Christen scheren 
aus, aber wie? 

Mit Franz Meurer, Thomas Begrich, 
Christoph Körner, Andreas Neukirch, 
Peter von den Bruck, Gisela Bhatti, 
Thomas Ruster

Schlaglichter aus der von Ralf Be-
cker moderierten Diskussion:

Franz Meurer, kath. Pfarrer in Köln, 
bestätigt die von Niko Paech vorge-
tragenen Ergebnisse der „Glücksfor-
schung“. In der sozial schwachen Ge-
meinde, in der er tätig ist, funktio-
niert die Ökonomie im Rahmen von 
Nachbarschaftshilfe etc. schon zum 
Teil ohne Geld. Dass Menschen, die 
kein Geld haben, in der Öffentlich-
keit der Gemeinde vorkommen kön-
nen und Unterstützung erfahren, ist 
ein wichtiges Ziel der Gemeindear-
beit. Das Konzept einer kirchlichen 
Währung hält er für zu abstrakt und 
deswegen schwer vermittelbar. 

Peter van den Bruck 
von der Pax-Bank in 
Köln hält es aus wäh-
rungspolitischen Grün-
den für sinnvoll, dass 
neben dem Euro andere 
Währungen existieren. 
Er tritt für die Wieder-
einführung der Goldde-
ckung ein. Eine Betreu-
ung einer alternativen 
kirchlichen Währung 

durch die Pax-Bank hält er zurzeit 
nicht für möglich. Er weist darauf 
hin, dass die Kirchen auf die Zins-
gewinne aus ihren Vermögen ange-
wiesen sind. 

Dies bestätigt auch Thomas Begrich 
vom Kirchenamt der EKD. Insbe-
sondere für die kirchliche Alters-
versorgung sind hochprozentige Ge-
winne aus dem Kapitalmarkt not-
wendig; die Kirche ist diesbezüg-
lich durch entsprechende Tarifver-
träge gebunden. Einer Geldreform 
auf dem Boden der Kirchen steht 
er aufgeschlossen gegenüber, doch 
müsse die Initiative dazu von der 
Basis kommen.

Für Thomas Ruster ist der beste 
Weg zur Etablierung einer kirchli-
chen Währung ihre Einführung „von 
oben“. Die Leute sind es nicht ge-
wohnt, Währungen zu begründen; 
die Erfahrung ist, dass Währungen 
eingeführt werden. Ein Modell dazu 
sind die Bons bzw. Wertmarken bei 
Kirchentagen und Pfarrfesten. Diese 
funktionieren als zeitlich begrenz-
te Zweitwährung; an diese bereits 
bestehenden Strukturen kann an-
geknüpft werden (z.B. durch zeitli-
che Entgrenzung der Gültigkeit der 
Bons). – Die Kommunikation über 
Geld ist unvermeidlich abstrakt. Geld 
ist das Medium, die Sprache unse-
rer Wirtschaft, und eine Kommuni-
kation über Sprache ist immer eine 

Metakommunikation. Aber Geld 
funktioniert auch, wenn nicht da-
rüber kommuniziert wird. Diesen 
Umstand könnte sich die Einfüh-
rung einer Kirchenwährung zunut-
ze machen. 

Christoph Körner berichtet von 
Erfahrungen mit dem Regiogeld 
Zschopautaler in Sachsen. An der 
Initiative beteiligen sich auch ei-
nige Kirchengemeinden mit ihrem 
Kollektengeld.

Andreas Neukirch, Mitglied des 
Vorstands der GLS-Bank in Bo-
chum, erläutert die Unterstützung 
alternativer Geldprojekte durch sei-
ne Bank. Infolge des Zinses kommt 
es dabei zu paradoxen Verhältnissen: 
Eine Arbeitsloseninitiative legt ihr 
Vermögen bei der Bank an und will 
die Zinsgewinne ihren Zwecken zu-
kommen lassen; durch den Zwang 
zur Erwirtschaftung des Zinses ent-
lassen Unternehmen Mitarbeiter – 
neue Arbeitslose werden geschaf-
fen. Neukirch äußert sich skeptisch 
zur Einführung einer landesweiten 
alternativen Kirchenwährung: Der 
Regionaleffekt der Regionalwäh-
rungen ginge dabei verloren.

Gisela Bhatti erklärt den Ansatz 
von Oikocredit, die Verbindung von 
Mikrokrediten mit Entwicklungs-
zusammenarbeit. Oikocredit kann 
auf eine Erfolgsgeschichte verwei-
sen. Für die Kredite werden Zinsen 
genommen, die unter den Zinssät-
zen des Marktes liegen. Viele An-
leger bei Oikocredit sind bereit, auf 
Zinsgewinne zu verzichten, aber im 
Interesse der Gewinnung neuer An-
leger wäre es falsch, gar keine Zin-
sen in Aussicht zu stellen. 

Zukunftswerkstatt „World 
Café“

Die Teilnehmer unterhalten sich an 
Stehtischen und notieren Stichworte. 

Berichte
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Das Ziel der Runde, die Teilnehmer 
miteinander bekannt zu machen und 
Vorerfahrungen sowie Projektideen 
auszutauschen, wird erreicht. 

Morgenandacht
Im Mittelpunkt steht der Text Apg 
16, 11-40. Die mit dem Wahrsage-
geist begabte Sklavin äußert zwar 
das richtige Bekenntnis (V. 17), da 
sie aber im Dienst ihrer Herren steht 
und diesen viel Gewinn einbringt, 
folgt aus ihren Worten nichts. Dage-
gen erkennt der Kerkermeister, der 
sich zum Glauben bekehrt, dass er 
aus den Diensten eines ungerech-
ten Systems aussteigen muss: „Was 
muss ich tun, um gerettet zu wer-
den?“ (V. 30). Sein Verhalten zeigt, 
dass er die Seiten schon gewechselt 
hat. Die Befreiung der Apostel aus 
dem Gefängnis erfolgt, nachdem sie 
Lieder des Gotteslobs gesungen ha-
ben. Gotteslob bewirkt gegenüber 
der Verhaftung an sich selbst ein 
„Erdbeben“: Die Grundmauern des 
Kerkers werden erschüttert, sämtli-
che Türen springen auf, allen fallen 
die Fesseln ab. 

Das Zinsverbot im Judentum 
Interview mit Rabbiner Yaakov Zin-
virt

Da Rabbiner Zinvirt wegen des Sab-
batgebots nicht persönlich erscheint, 
wird das zuvor aufgenommene In-
terview per Video eingespielt. Zin-
virt erläutert zunächst den Sinn der 
Gebote: Sie geben Menschen die 
Freiheit, Gott zu gehorchen und da-
mit nicht nur nach ihren eige-
nen Wünschen zu handeln. 
Eine Kontrolle der Gebotsein-
haltung erfolgt im Judentum 
nicht. Das biblische Zinsver-
bot wird heute nicht mehr im 
Judentum praktiziert, da man 
die Bedeutung der Zinsen im 
Zusammenhang des modernen 

Geldsystems anerkennt. Der Tal-
mud hat aber das Institut der „isqa“ 
ausgebildet: Geldeinlagen mit Be-
teiligung am Risiko der Investition 
(Traktat Baba Mezija V,4). Damit 
war risikoloser Geldgewinn aus-
geschlossen. Im Judentum wurde 
die „isqa“ bis zum Ende des Mit-
telalters praktiziert, und auch heu-
te noch wird sie von manchen Ban-
ken in Israel angeboten. Es gibt aber 
keine gesetzliche Pflicht dazu. Zin-
virt kann sich vorstellen, zusammen 
mit Christen über Wege zur Aktuali-
sierung des biblischen Zinsverbots 
nachzudenken. 

Das Zinsverbot im Islam. 

Vortrag von Dipl. Ing. Ibrahim El-
Zayat

Ibrahim El-Zayat, der aufgrund 
von Sandstürmen im Sudan erst 
am Morgen aus Khartum angereist 
war, zeigt sich in seinem inspirier-
ten Vortrag im ABC der Zinskritik 
sehr bewandert. Das Zinsverbot ist 
eines der stärksten Gebote im Ko-
ran, es kommt einer Kriegserklärung 
Gottes an das sich selbst vermehren-
de Geld gleich. Im Zusammenhang 
der heutigen Kapitalmarktgeschäfte 
sind auch das „Verbot des Glücks-
spiel“ und das „Verbot des Handels 
mit Unbestimmten“ (früher z.B. für 
noch nicht geborene Tiere) heran-
zuziehen. Islamic Banking macht 
ca. 40% der von islamischen Ban-
ken getätigten Kreditgeschäfte aus. 
Dabei gilt der Unterschied zwischen 
Handel und Zins als „so dünn wie 

ein Dattelhäutchen“. Der Haupt-
unterschied zwischen bei uns üb-
lichen Krediten und Krediten nach 
dem Islamic Banking besteht dar-
in, dass das Kreditgeschäft nur für 
konkrete Objekte zustande kommt. 
Teilhabegeschäfte mit Risikobetei-
ligung werden auch im Islam ange-
boten. Derivatenhandel findet nicht 
statt; dieser fällt unter das Verbot 
des „Handels mit Unbestimmten“. 
Nach islamischem Recht muss das 
Geld immer eine konkrete Bindung 
bzw. Deckung haben. 

Ibrahim El-Zayat kann sich eine 
christlich-islamischen Zusammen-
arbeit bezüglich einer zinsfreien 
Währung gut vorstellen. Schon heu-
te würden islamische Banken scha-
riakompatible Geschäfte auch deut-
schen Unternehmern anbieten. Die 
Betreuung einer kirchlichen alter-
nativen Währung durch eine isla-
mische Bank läge im Bereich des 
Möglichen. 

Projekte eines christlichen 
Finanzsystems

Open Space

Die Teilnehmer arbeiten in fünf 
Gruppen zu verschiedenen Projek-
ten und Ideen. Um die Weiterarbeit 
an den Projekten zu erleichtern, wer-
den Ansprechpartner benannt.

Die Projekte: Grund-Einkommen 
Brasilien, Seminar-Reihe (die Ide-
en bekannter machen), Konkretes 
Projekt im Sozialbereich, Genos-
senschaft, Währungssystem (Ein-
führung in einer kirchlichen Paral-
lelwährung)

Schlusswort

Thomas Ruster fasst den Ertrag der 
Tagung zusammen. Die nächsten 
Schritte können auf mehreren Ebe-
nen gegangen werden: 

Fortsetzung auf Seite 12
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Weiteres intensives Nachden-•	
ken über den Zusammenhang 
von Ökonomie und Heil („Heil-
sökonomie“) ist notwendig. Eine 
hervorragende Unterstützung dabei 
ist das Buch: Andrea Bieler, Luise 
Schottroff: Abendmahl. Essen, um 
zu leben, Gütersloh 2007

Zinskritik und Alternativen zum •	
bestehenden Finanzsystem soll-
ten zum beständigen Gesprächs-
thema unter Christen werden. 
Zinsen zu nehmen bzw. auf an-
dere Weise vom Kapitalmarkt zu 
profitieren sollte bald so peinlich 
werden wie das Rauchen!

In den Gemeinden kann •	 ein An-
fang mit Zweitwährungen ge-
macht werden, indem der Ge-
brauch von Wertmarken/Bons 
zeitlich entgrenzt und auf meh-
rere Dienstleistungen oder Pro-
dukte ausgedehnt wird („Kaffee-
währung“ für das Gemeindecafé, 
Messstipendien, Leihgebühr bei 
der Bücherei etc.). Dadurch tritt 
ein Gewöhnungseffekt ein. 

Das Hauptergebnis der Tagung ist •	
die Verabredung, ein Forschungs-
projekt zum Thema „Postwachs-
tumsökonomie/alternative Wäh-
rungen“ zu planen, an dem meh-
rere Wissenschaftler und Wis-
senschaftlerinnen beteiligt sein 
sollen. Im Rahmen dieses Pro-
jekts könnten verschiedene Re-
formansätze initiiert, begleitet 
und evaluiert werden. Mit einem 
solchen evtl. auch europaweit 
durchzuführenden Forschungs-
projekt würden die alternativen 
Ansätze die erforderliche wis-
senschaftliche Rückendeckung 
erhalten, auch in den Augen der 
Kirchenleitungen. – Die Arbeit 
an der Basis, in den Kirchenge-
meinden usw. wird dadurch nicht 
überflüssig, sondern im Gegen-
teil vorausgesetzt, denn das For-
schungsprojekt kann sich nur auf 
Initiativen stützen, die es bereits 
gibt oder die zumindest schon 
Vorarbeit geleistet haben. 

Für die Zusammenfassung: 
 Thomas Ruster

Pater Anselm Grün und das große Geld
Benediktinerpater Anselm Grün ist 
als Theologe, insbesondere als Au-
tor über 200 großteils christlich-me-
ditativer und beratender Bücher an-
gesehen und gefragt. Aber er macht 
auch immer wieder Schlagzeilen zum 
Thema Geld. Für sich selbst ist er, 
der das Armutsgelübde abgelegt hat, 
sehr bescheiden, aber für seinen Or-
den wird er zum Zocker, und dies-
bezügliche „Kollegen“ mahnt er 
zwar zur Mäßigung, beruhigt aber 
zugleich ihr Gewissen. Seine Inter-
views zum Thema Geld und Speku-
lation stimmen bedenklich:

Süddeutsche Zeitung, Februar •	
2008: „Geld gefährdet die innere 
Freiheit‘‘: „Russland-Anleihen ... 
habe ich für 29 Dollar gekauft und 
für 170 verkauft.“

Capital, Januar 2010: „Der Finanz-•	
kapitalismus ist lernfähig“: „Ich 
sehe keine religiöse Begründung 
für ein Verbot der Zinsen und Zin-
seszinsen.“

Financial Times Deutschland, •	
März 2010: „Kirchenmann als An-
leger: Pater Grüns erstes Invest-
ment war eine Iran-Anleihe“: „Ich 
sehe keinen Gegensatz zwischen 
Glaube und Börse.“

Es ist schwer verständlich, dass 
ein so intelligenter und gefühlvol-
ler Mann der Kirche die christli-
chen Verbote, Mitmenschen aus-
zubeuten, nicht zu kennen, und die 
Herkunft von Zins- und Börsenge-
winnen nicht zu verstehen scheint. 
Ich habe meinem Vornamensvetter 
deshalb geschrieben – siehe Kasten 
nächste Seite.

Als nach über einem Monat noch 
keine Antwort gekommen war, ent-
schlossen sich CGW- und andere 
Gesinnungsfreunde, Pater Anselm 
durch eine Briefaktion um Antwort 
zu bitten. Ihre Bereitschaft, dabei 
mitzumachen, kommentierten sie 
(Auszüge):

„(Ich habe) das Kreditgeschäft, also 
dass der eine Geld braucht, der an-
dere Geld hat, noch nie als Win-win-
Geschäft erlebt.“ „Vielleicht sollte 
man ihm auch noch die Schrift von 
Johannes Ude Christentum oder 
Zinswirtschaft? mitschicken.“ „Bei 
dieser Gelegenheit hielte ich einen 
dezidierten Hinweis auf die fast 
schon unglaublich naive resp. uner-
hört fahrlässige Rezeption des Ta-
lente-Gleichnisses von Pater Grün 
für dringend geboten.“ „Ich kann 
vor ihm nur warnen, weil er dema-
gogisch im finanziellen Bereich ne-
gative Botschaften verbreitet.“ „Er 
verkörpert die Probleme, die wir 
mit den Orden und Klöstern immer 
wieder haben. Ohne Zinseinkünf-
te glaubt man nicht auskommen zu 
können.“

Wenn Pater Grün noch antworten 
sollte – die Briefaktion fand zum 
15. März statt –, wird das hier be-
kanntgegeben und seine Erlaubnis 
zur Veröffentlichung erbeten.

Aktuell auf www.cgw.de, 
 Anselm Rapp

Berichte

Fortsetzung von Seite 11
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Berichte

Sehr geehrter Pater Dr. Grün,
vorab möchte ich mich für Ihre wunderbaren 
christlich-meditativen Bücher bedanken, die mich 
– praktizierenden evangelisch-lutherischer Chris-
ten – persönlich sehr bereichert haben.

Mein eigentliches Anliegen ist kein geringe-
res, als Sie auf einen gravierenden Irrtum in Ih-
rer Wirtschaftsethik aufmerksam zu machen 
bzw. Sie zu bitten, mir meinen eigenen Irrtum 
zu erläutern. Zum zweiten Mal lese ich von Ih-
nen auch Aussagen zu wirtschaftlichen The-
men, zuerst das Interview der Süddeutschen 
Zeitung vom 08.02.2008, nun das Interview der 
Zeitschrift Capital vom 29.01.2010, in dem Sie 
äußern: „Ich sehe keine religiöse Begründung 
für ein Verbot der Zinsen und Zinseszinsen. Je-
sus selbst spricht im Gleichnis von den Talen-
ten sehr nüchtern vom Geld-zur Bank-Bringen, 
dann könne man es mit Zinsen und Zinseszin-
sen abheben.“

Zunächst: Sie zitieren „Zinseszinsen“ aus dem 
Gleichnis. Bei Recherchen in den verschiedens-
ten Bibelübersetzungen finde ich nur die Zinsen, 
nicht aber Zinseszinsen. Gibt es eine Überset-
zung, die von Zinseszinsen spricht? Das mag 
auf den ersten Blick wenig bedeutsam sein, aber 
gerade der Zinseszins treibt Geldanlagen ohne 
Eigenleistung exponentiell in schwindelnde Hö-
hen und die logischerweise gegenüberstehen-
den Schulden in exakt dasselbe, verhängnis-
volle Ausmaß.

Sie mahnen zwar an, sich nicht von Geld und 
Gewinnstreben leiten zu lassen, rechtfertigen 
aber als einer, dessen Stimme als Christ gro-
ßes Gewicht hat und weithin gehört wird, Geld 
mit Geld zu machen. Der Zins kommt in meiner 
Luther-Übersetzung der Bibel siebzehn Mal vor. 
Die meisten Bibelstellen sprechen sich klar ge-

gen das Zinsnehmen aus. Die Profiteure von Zins 
und Zinseszins dürften sich über Ihren „kirchli-
chen Segen“ zum eigenleistungslosen Einkom-
men die Hände reiben. Die Argumente derjeni-
gen, die sich als Christen gegen die Ursachen 
des immer noch weiter zunehmenden Auseinan-
derklaffens der sozialen Schere stemmen, höh-
len Sie damit leider aus.

Mit dem Thema Zins haben sich im Verlauf der 
(gerade auch Kirchen-)Geschichte zahlreiche 
Persönlichkeiten befasst. Deren Stellungnah-
men hat prägnant und knapp Prof. Dr. Roland 
Geitmann in seinem Vortrag „Bibel, Kirchen und 
Zinswirtschaft“ zusammengefasst. Unter www.
cgw.de (Christen für gerechte Wirtschaftsord-
nung) → Texte und Zitate können Sie ihn lesen. 
Ihre These keiner religiösen Begründung für ein 
Verbot von Zinsen und Zinseszinsen – die ja zeit-
los sind – steht meines Erachtens in klarem Ge-
gensatz zu den Aussagen der biblischen, kirch-
lichen und weltlichen Zinsgegner, die dort auf-
geführt sind.

Gerade uns als Christen, lieber Pater Grün, sehe 
ich in der Pflicht, der Ausbeutung von Menschen 
durch Menschen entgegenzutreten. Bitte wider-
legen Sie mich, oder legitimieren Sie eigenleis-
tungslose Einkommen bitte, bitte nicht mehr. 
Auch Börsenspekulation ist kein Spiel wie Mo-
nopoly, sondern der Shareholder-Value wird zu-
meist zu leidvollen Lasten von Arbeitsplätzen 
bzw. -bedingungen erzielt.

Um der Sache willen musste ich deutliche Worte 
wählen, nicht gegen Sie, sondern für ein christ-
lich-gerechtes Wirtschaftssystem.

Ich freue mich sehr auf Ihre Antwort.

Mit freundlichen Grüßen in christlicher 
Verbundenheit, Anselm Rapp 
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1. Der prophetische Auftrag 
der Kirchen angesichts 

sozialer, ökologischer und 
ökonomischer Krisen

Eine Kirche, die von ihrer Bestim-
mung her nicht „von der Welt“ ist, 
aber für die Welt in ihr wirken will, 
benötigt eine prophetische Weltsicht, 
um erkennen zu können, worum es 
in der Weltgeschichte geht, die wir 
handelnd mitgestalten sollen. Dabei 
kommt eine prophetische Weltsicht 
nicht ohne Visionen aus, die sich in 
der Bibel auch dadurch auszeichnen, 
dass sie das Ganze im Blick haben 
und nicht nur an einem Segment von 
Wirklichkeit haften, wie es unse-
rer alltäglichen Realitätserfahrung 
entspricht. Schon die Spruchweis-
heit Salomons weiß zu berichten: 
„Ein Volk ohne Visionen geht zu-
grunde“ (Spr. 29,18). Freilich kön-
nen wir gegenwärtig in Kirche und 
Gesellschaft beobachten, dass Vi-
sionen augenblicklich nicht gefragt 
sind. Blanker Pragmatismus wird 
als Realität ausgegeben, der allein 
vor schwärmerischen Irrwegen be-
wahren kann. Dass auch die Kirchen 
weithin von diesem Denken befal-
len sind, zeugt von ihrem Kleinglau-
ben, der nur noch sehen will, was 
vor Augen ist, aber nicht mehr das 
Verborgene, das Reich Gottes, das 
nach unserem Glauben unsere Welt 
wesentlich bestimmen soll.

1.1. Reich Gottes und propheti-
scher Auftrag 

So zeichnet sich prophetische Welt-
sicht dadurch aus, dass sie zur Situa-
tionserhellung der Gegenwart durch 
den Glauben an das Reich Gottes 
beiträgt. Eine Kirche, die diese pro-
phetische Sicht haben will, muss die 

Gegenwart im Lichte der biblischen 
Botschaft deuten und die Richtung in 
die Zukunft aufzeigen, auf die sich 
die Welt nach Gottes Willen zube-
wegen soll.

Eine prophetische Weltsicht setzt da-
rum stets eine Antizipation von Zu-
kunft voraus, die ohne schöpferische 
Visionen nicht möglich ist.

Es käme also darauf an, diesen Ho-
rizont wieder freizulegen, um zu 
erkennen, dass die Bibel mit Visi-
on, Prophetie und Eschatologie eine 
Sichtweise benützt, die es dem Men-
schen ermöglicht, seine eigene Stel-
lung und die der Welt besser wahr-
zunehmen. Es wird dann deutlich 
werden, warum sich der Mensch 
bisher so blind auf seine endliche 
Welt gestürzt hat, als böte sie sei-
nem unendlichen Schaffensdrang 
den entsprechenden unendlichen 
Spielraum. Der Mensch aber neigt 
zu diesem Allmachtswahn, weil er 
sich von der durch Gott eröffneten 
Zukunft weg zu einer von der Welt 
vorgespielten „Unendlichkeit“ wand-
te. Damit aber ist er außerstande, die 
Begrenztheit und Unendlichkeit der 
Welt in sich aufzunehmen. Er muss 
die endliche Welt in jenes unendli-
che Feld seines Schaffens und Expe-
rimentierens umfunktionieren. Dies 
aber ist ein Gewaltakt, der die Men-
schen und die Schöpfung zugrunde 
richtet, wenn er bis zum Ende voll-
zogen wird.

Wenn es der bleibende Auftrag an 
Christen ist, das Reich Gottes in der 
Welt zu verkündigen und zu prokla-
mieren (Luk. 9,60), dann müssen 
wir uns zunehmend mit der Wirk-
lichkeit des Reiches Gottes in unse-
rer Weltbetrachtung beschäftigen, 

anders ist eine prophetische Welt-
sicht nicht möglich.

Dabei entdecken wir, dass auch das 
Reich Gottes ein politischer Be-
griff ist und in unsre Wirklichkeit 
hineinregiert. Wenn Jesus zu Pila-
tus, dem Vertreter der Staatsmacht, 
sagt: „Mein Reich ist nicht von die-
ser Welt“ (Joh.13, 26) dann ist das ja 
kein Plädoyer für unpolitisches Ver-
halten und auch kein Abschied von 
dieser Welt, sondern politisch höchst 
folgenreich. Es ist der respektlose 
Hinweis auf die Grenzen aller poli-
tischen Herrschaft. Solange die Kir-
che mit diesem Jesus von Nazareth 
noch etwas zu tun haben will, kann 
es ihr nicht in den Sinn kommen, den 
Glauben zum unpolitischen Seelen-
trost zu machen. Wenn sich die Kir-
che auf diese Trendbewegung Jesu 
einlässt, kann sie aufzeigen: Reich 
Gottes ist nicht nur ein zukünftiges 
Ereignis, sondern ein Geschehen im 
Leben der Menschen, das ihre Zu-
kunft, ihre Vergangenheit und Ge-
genwart zugleich bestimmt.

Es ist für ihre Zukunft die große Er-
wartung, für ihre Vergangenheit die 
große Erinnerung und für ihre Ge-
genwart die große Ermutigung.

1.1.1. Reich Gottes als Erwar-
tung

Die Stärke und Anziehungskraft des 
christlichen Glaubens besteht dar-
in, dass er etwas ankündigt, näm-
lich das Reich Gottes, das in seiner 
Vollendung noch vor uns liegt. In-
sofern bleibt diese Botschaft ent-
scheidend für Menschen, die erwar-
tungsvoll sind, aber auch für Men-
schen, die angstvoll und erwartungs-
los sind; denn diese Botschaft ver-
ändert das Leben. Das Reich Got-

Kirche benötigt eine prophetische Weitsicht
Theologische Leitvorstellungen und kirchliche Optionen für eine Solidarische Ökonomie
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tes ist eine neue Welt, in der alle 
menschliche Herrschaft und Un-
terdrückung aufhört und in der al-
les von Gottes Willen bestimmt 
wird. Es ist die Welt Gottes, die so 
ist, wie sie Gott haben will. Die-
se Sichtweise gilt für die ganze 
Welt, alle Kulturen und Religio-
nen. Deshalb ist der Reich-Got-
tes-Gedanke universell und in-
terreligiös anzugehen. Es ist des-
halb theologisch damit einzuset-
zen, den inter-religiösen und inter-
kulturellen Ansatz zu begründen. 
Das ist biblisch mit Hilfe der Kon-
zepte des Reiches Gottes und des 
Menschen möglich. Die Vorstel-
lung von Gottes Reich leitet sich 
vor allem aus Daniel 7 ab, in der 
dieses im Gegenzug zur Herrschaft 
der Weltreiche vorgestellt wird, die 
ihrerseits durch Raubtiere symboli-
siert werden – durchaus verständ-
lich angesichts des Raubtierkapita-
lismus von heute gepaart mit west-
lichem Imperialismus.

Das Symbol des Gottesreiches ist 
der Mensch. Gottes Reich hat ein 
menschliches Gesicht. Es ist falsch, 
daraus einen Hoheitstitel des herr-
scherlichen Christus zu machen. 
„Menschensohn“ ist die hebräische 
Ausdrucksweise für den Menschen 
als Gattung. Der eigentlich Mensch-
liche ist Gott selbst (vgl. Ez 1). Wir 
Menschen als Beziehungswesen 
werden als Bild Gottes Mensch, je 
mehr wir uns dem Urbild annähern 
(vgl. Gen 1, 26ff.). Das geschieht 
durch solidarisch Werden mit den 
„Geringsten“ – egal ob jemand sich 
als Christ bezeichnet oder nicht (Mt 
25, 32ff). 

Dies ist der Ansatz, von dem her 
alle solidarisch Werdenden aus allen 
Glaubensgemeinschaften und Kul-
turen gemeinsam eine neue Kultur 
der Solidarität aufbauen können und 

müssen, um für das Überleben der 
gefährdeten Menschheit und Erde 
zu kämpfen. Gott ist Mensch gewor-
den, nicht Christ. Auf diesem Hin-
tergrund erst wird die spezifische 
Aufgabe des Volkes Gottes und der 
Kirche deutlich: Gottes Alternative 
in der Welt zu leben und durch Vor-
bild attraktiv deutlich zu machen, 
also Salz der Erde, Licht der Welt zu 
sein (vgl. Jes 2,1ff; Matth 5). 

1.1.2. Reich Gottes als Erinne-
rung

Aus dem Gesagten wird ersichtlich, 
die Gotteserwartung hat ihren Grund 
in der Gotteserinnerung, die uns in 
der Bibel zugänglich ist. Gäbe es 
keine Gotteserinnerung, dann wäre 
das Reich Gottes wirklich nur das, 
wofür es viele halten: eine vage und 
erträumte Sache, eine ausgedach-
te Angelegenheit, die jeder histori-
schen Grundlage entbehrt und kei-
ne gesellschaftlich-politischen Kon-
sequenzen hätte.

Doch die Ankunft und Zukunft des 
Reiches Gottes ist seine Wiederkunft, 
nicht eine einfache Wiederholung, 
sondern die Ankunft des Gekomme-
nen. Denn Jesus, der die Nähe des 

Reiches Gottes ansagte, konnte ja 
seinerseits schon auf die Erinnerun-
gen und Erfahrungen seines Volkes 
zurückverweisen, z. B. an die Erin-
nerung an ein Reich Gottes, in dem 
„Güte und Treue einander begeg-
nen, Gerechtigkeit und Friede sich 
küssen“ (Ps. 85,11). Wenn Jesus das 
Reich Gottes verkündigt, dann sind 
er selbst und sein Wirken die wich-
tigste Gotteserinnerung für uns. Er 
kümmert sich um die Kranken und 
Behinderten. Er setzt sich für Men-
schenwürde und das Recht der Ver-
stoßenen ein. Er liebt die Armen und 
Unterdrückten und stellt die Leu-
te, die sonst im letzten Glied der 
Schlange waren, ganz vorne zu sich. 
So lehrte Jesus seiner Kirche, dass 
eine prophetische Weltsicht stets nur 
aus der Perspektive von unten, dem 
Blickwinkel der Armen und Unter-
drückten zu gewinnen ist.

1.1.3. Reich Gottes als Ermuti-
gung

Wenn Reich Gottes Erwartung und 
Erinnerung, also Zukunft und Ver-
gangenheit zugleich ist, dann leben 
wir heute zwischen Zukunft und 
Überlieferung des Reiches Gottes. 
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Das heißt aber, sowohl von der Zu-
kunft als auch von der Vergangen-
heit des Reiches Gottes wird unsere 
Gegenwart umgeben. Dies bedeutet, 
dass sich Menschen heute in ihren 
gesellschaftlichen Verhältnissen für 
das Reich Gottes entscheiden sollen. 
Diese Entscheidung zeigt sich in der 
Gegenwart, wenn man sich für ver-
änderte Verhältnisse und ein verän-
dertes Leben im Sinne des Reiches 
Gottes einsetzt, wie z. B. für eine So-
lidarische Ökonomie. Weil uns so-
wohl die Erwartung als auch die Er-
innerung an das Reich Gottes moti-
viert, erfahren wir in der Gegenwart 
die Ermutigung für unser „Tun des 
Gerechten“ (Bonhoeffer).

1.2. Prophetische Rede als ver-
nünftige Rede

Prophetische Rede ist immer ein Im-
puls nach vorn und zielt auf Ratio-
nalität und Verständlichkeit. Christ-
liche Prophetie, die nach dem Neu-
en Testament der ganzen Gemein-
de anvertraut ist, muss deshalb stets 
vernünftige Rede sein, die auch Un-
gläubigen einsichtig werden kann. 
Daher findet prophetische Rede ihre 
Bestätigung ebenso in ihrer vernünf-
tigen Überzeugungskraft und ihrem 
moralischen Anspruch, vor dem Ge-
genargumente leicht unqualifiziert 
wirken. Die Überzeugungskraft der 
prophetischen Rede zeigt sich vor 
allem darin, dass sie den Außenste-
henden aus der Illusion seiner Auto-
nomie und Selbstverwirklichung he-
rauszureißen vermag. So sollte für 
die Kirche deutlich werden: Wo der 
Glaube durch die Liebe zur Tat wird, 
begibt er sich immer in den Bereich 
der Vernunft. Was unvernünftig ist, 
ist auch lieblos. Doch die Frage ist: 
Was ist lieblos?

Hier kann uns die alte Unterschei-
dung der Philosophie hilfreich sein: 
Vernunft ist das Vermögen, dem Han-

deln die Zwecke zu setzen; Verstand 
ist das Vermögen, die für die Zwecke 
geeigneten Mittel auszuwählen.

Im Denken von heute würde das be-
deuten: Das Prophetische muss sich 
sowohl durch Zielverstand als auch 
durch Sachverstand auszeichnen. Be-
wahrt der Zielverstand vor Zielblind-
heit des Handelns, so rettet Sachver-
stand vor Fanatismus und Ideolo-
gisierung der prophetischen Rede. 
Das heißt aber für die Kirche, die in 
konkreter Lage zum Handeln anlei-
ten will, sie darf sich nicht vornehm 
aus dem Bereich der Mittel heraus-
halten und den Sachverstand allein 
den Spezialisten überlassen. Weil 
Gott und der Teufel stets im Detail 
sitzen, kommt schließlich auch al-
les auf das Wie der Verwirklichung 
an. Im Bereich der definierten Ver-
nunft darf die Kirche auf keinen Fall 
neutral sein; denn es gibt missleite-
te Vernunft, die dem Handeln böse 
Zwecke setzt. Was aber heißt das 
für den prophetischen Auftrag der 
Kirche, wenn sie sowohl vernünf-
tig als auch auf Zukunft ausgerich-
tet reden soll?

Die Kirche muss die Kraft besit-
zen und den Mut aufbringen, über 
die Denkgrenzen und Denkzwän-
ge unserer augenblicklichen Epo-
che, über das zukünftig zu Den-
kende und zu Bewirkende zu spre-
chen, um Zukunft für alle offen zu 
halten. Deshalb braucht die Kirche 
auch Visionen. Mit anderen Worten 
gesagt: Die Kirche wird nur dann in 
der Welt und in der Gesellschaft et-
was verändern, wenn sie nicht nur 
auf solche Meinungen eingeht, was 
heute machbar sei, sondern die Ziele 
weiterdenkt, die über den Tag hin-
aus wichtig werden, aber heute noch 
keine Lobby haben.

Das heißt, die Kirchen müssen mit 
ihren Denkschriften und in ihrem 

Verkündigungsdienst auf den Weg 
verweisen, der jetzt noch nicht be-
gehbar scheint, damit ein Prozess 
in Gang kommt, der am Ende eben 
auf diesen unbegehbaren Weg führt 
– der sich danach als begehbar er-
weisen wird. So müssen die Kir-
chen ermutigen, nach den verschie-
denen Alternativen in unserem Ge-
sellschaftssystem zu suchen, die 
mehr Gerechtigkeit ermöglichen, 
als wir es bis jetzt erleben. Beson-
ders aber sind die Kirchen herausge-
rufen, wenn es um die Bewältigung 
sozialer, ökologischer und ökonomi-
scher Krisen geht.

2. Die Kirchen in den 
Herausforderungen unserer 

Zeit

2.1. Der globalisierte Kapitalis-
mus als Ersatzreligion

Schon 1968 am 13. Januar wurde im 
Gottesdienst des Hamburger Theolo-
gieprofessors Helmut Thielicke von 
APO-Leuten ein Schmähpamphlet 
auf das Vaterunser verteilt und ge-
sprochen, das den Kapitalismus als 
neue Religion bloßstellte. Sein Text 
war einsichtig und treffsicher:

Kapital unser, das du bist im Westen – 
Amortisiert werde deine Investition, 

Dein Profit komme, 
Deine Kurse steigen, wie in Wall Street, 

also auch in Europen. 
Unsern täglichen Umsatz gib uns heute 

Und verlängere uns unsere Kredite, 
Wie wir stunden unsern Gläubigern. 

Und führe uns nicht in Konkurs, 
Sondern erlöse uns von den 

Gewerkschaften. 
Denn dein ist die halbe Welt und die Macht  
Und der Reichtum seit zweihundert Jahren. 

Mammon.

Doch diese „Schrift an der Wand“ 
wurde von den Kirchenvertretern 
nicht ernst genommen, obwohl 
die Tempelreinigung Jesu doch 
ein Erkennungstext gewesen wäre. 
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Schließlich hatte schon Walter Ben-
jamin (1892-1940) den „Kapitalis-
mus“ als die neue Religion Euro-
pas bezeichnet. Er sagte: Im Kapi-
talismus entsteht eine neue Religi-
on, denn das Christentum verwan-
delt sich zunehmend in Kapitalis-
mus. Vier Züge erkennt Benjamin, 
die die religiöse Struktur des Kapi-
talismus deutlich machen:

a. Der Kapitalismus ist eine neue 
Kultreligion.

Sein Kult ist der geldvermittelte Wa-
rentausch mit dem Zweck „Wach-
set und mehret“ das Kapital. Geld 
Verdienen, Herstellen von Waren, 
Verkaufen, Kaufen und Besitzen 
wird zum eigentlichen Vollzug ei-
ner neuen Religion, die den freien 
Markt propagiert.

b. Der Kapitalismus zelebriert eine 
neue Religion.

Alle Tage sind nun „heilige Tage“. 
Es gibt keine „Ruhetage der Besin-
nung“ mehr. Die Moderne hat nur 
noch Gleichzeitigkeit; sie ist nach 
Benjamin die „Hölle, weil sie das 
immer Gleiche stets erneut als das 
Neueste zeigt.“

c. Der Kapitalismus bringt ein 
neues Verständnis von Schuld und 
Schulden.

Für Benjamin beginnt mit der Re-
ligion des Kapitalismus ein neues 
Verständnis des Begriffes „Schuld“. 
Der Kapitalismus entsühnt nicht; er 
ist ein verschuldender Kultus. Der 
Begriff „Schulden“ verdeutlicht das 
Neue des Geld Verdienens in der 
Religion. Kapital (Kopf des Opfer-
tieres) wird zum „Kredit“ (Credo-
Glaube). An Stelle der Vergebung der 
Schuld tritt nun die universale Ver-
schuldung als Grundlage des neuen 
Glaubens. Die Globalisierung erhält 
eine religiöse Bedeutung. Der Kapi-
talismus macht Schulden zum Welt-

gesetz, in welches das Menschen-
schicksal einbezogen wird.

d. Der Gott dieser neuen Religion 
bleibt anonym.

Benjamin sagt: „Der Kultus wird 
von einer ungereiften Gottheit ze-
lebriert, jede Vorstellung, jeder Ge-
danke an sie verletzt das Geheim-
nis ihrer Reife.“ Der Mensch produ-
ziert Schuld selber. Aber gerade dar-
in zeigt sich seine religiöse Struktur. 
Den wahren Geist des Kapitalismus 
sieht Benjamin ausgeprägt auf den 
Banknoten und Münzen. Auf dem 
amerikanischen Ein-Dollar-Schein 
steht „In God we trust.“ So erschei-
nen Kapitalismus und christlicher 
Glaube für Walter Benjamin in ei-
ner verwirrenden Einheit.

Heute aber, wo die letzte weltwei-
te Finanzkrise fast zum Zusammen-
bruch des Weltfinanzsystems geführt 
hat, dadurch die Vermögenswerte 
auf der Welt um insgesamt 50 Bil-
lionen Dollar geschrumpft sind und 
Millionen Menschen auf der Erde 
in die Armut geführt wurden, müs-
sen die Kirchen endlich erkennen, 
wie lebensfeindlich der Kapitalis-
mus für Schöpfung und Geschöpfe 
ist. Deshalb müssen wir nach den 
theologischen Aspekten des Kapi-
talismus fragen.

2.2. Theologische Aspekte des Ka-
pitalismus:

Der Mensch hat nach der Bibel den 
Auftrag, den Garten Eden zu bebau-
en und zu bewahren (Gen. 2,15). 
Die Erde ist nach beiden Schöp-
fungstraditionen uns Menschen von 
Gott treuhänderisch anvertraut, da-
mit wir sie nutzen und unversehrt 
an die nächste Generation zurück-
geben. Die Erde gehört Gott, sie ist 
von Gott zur gleichen Nutzung für 
alle Menschen bestimmt (Ps. 24,1). 
Als Gottes Eigentum darf die Erde 

nicht privatisiert und zum Raub ei-
niger weniger werden.

Gott hat den Menschen nach seinem 
Bild geschaffen (Gen. 1,26-28). Da-
rin bestehen die unantastbare Wür-
de des Menschen und seine nicht 
zur Disposition stehenden Rechte. 
Als Gottes Bild ist der Mensch Gott 
heilig. Kapitalistische Ökonomien 
greifen ein in das, was unabding-
bar Gott gehört, sie greifen Gottes 
Eigentum an. Indem sie den Men-
schen verletzen, verletzen sie Gott 
selbst. Und das nicht von Fall zu 
Fall, sondern prinzipiell und struk-
turell. Die Kernforderung der Tho-
ra als Gottes Weisung zum Leben 
ist soziale Gerechtigkeit. Gott ist 
ein Gott, der aus Gewaltherrschaft 
befreit und Gerechtigkeit will. Ge-
rechtigkeit meint aber Verhältnisse, 
in denen jeder Mensch menschen-
würdig leben kann.

Das kapitalistische Wirtschaftssys-
tem ist mit dem Glauben an den 
Gott, für den sich Israel und Jesus 
Christus verbürgt haben, unverein-
bar. Es inthronisiert das Kapital an 
Gottes Stelle, es beraubt den Men-
schen, den Gott nach seinem Bild 
geschaffen und in Jesus Christus 
befreit hat, seiner Würde und Frei-
heit und es zerstört unumkehrbar die 
Erde, die allein Gott gehört und die 
er durch seinen Geist neu schaffen 
will. Es verstößt gegen Gottes Wil-
len und Gebot. Es legt den Men-
schen fest auf sein Konkurrenzver-
halten und seine Habgier, auf die 
permanente Übertretung des zehn-
ten Gebots in dessen Pervertierung 
»Du sollst deinem Nächsten neiden 
alles, was er hat, und es auch haben 
wollen.« Ohne die Sünde der Hab-
gier kann das sündige System kapi-
talistischer Ökonomien nicht funk-
tionieren.
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Der Götze Kapital wie der Kapita-
lismus als die ihm entsprechende 
»Theologie« schafft sich den Men-
schen nach seinem Bild. Er verin-
nerlicht das Wertesystem des Ka-
pitalismus, glaubt seinen trüge-
rischen Versprechen von immer 
mehr Wohlstand für immer mehr 
Menschen, von Freiheit, Glück und 
Sinngebung durch Immer-mehr-Ha-
ben, orientiert sich eindimensional 
am Kult des Konsums, verfällt der 
Sucht der Habgier, beugt sich dem 
Gebot gnadenloser Konkurrenz 
und ständiger Erhöhung des Leis-
tungsdrucks durch Arbeitsverdich-
tung. Der Mensch zählt nur in sei-
ner Verwertbarkeit für das Kapital. 
Wer nicht die erforderliche Leistung 
und Rendite bringt, wird ausgemus-
tert. Es gehört zum Wesen der Göt-
zen, dass sie Leben in Fülle, Frei-
heit und gelingendes Mensch Sein 
versprechen, in Wahrheit aber Un-
freiheit und Tod bringen.

Das biblische Menschenbild meint 
das genaue Gegenteil: Solidarität 
statt Konkurrenz, Genügsamkeit 
statt Habgier, Vertrauen auf Gottes 
schenkende Güte statt Unterwer-
fung unter ständig zunehmenden 
Leistungsdruck.

Angesichts der zerstörerischen 
Macht des Kapitals in seinem ständi-
gen Drang zur Akkumulation als sei-
nem einzigen Zweck, dem Mensch 
und Natur radikal unterworfen wer-
den und der alles in den Tod reißt, 
kann die Kirche unmöglich schwei-
gen. Schweigen bedeutet Kompli-
zenschaft und Mitwirken an den 
Strukturen des Todes. Wie die Kir-
che durch ihr Schweigen zur Ent-
rechtung und Vernichtung der Ju-
den das Evangelium verfälschte und 
unermessliche Schuld auf sich gela-
den hat, so lädt sie auch heute uner-
messliche Schuld auf sich und ver-

fälscht das Evangelium, wenn sie 
zur Todesmacht des Kapitalismus 
schweigt und den Götzen Kapital 
nicht benennt und entlarvt.

Weil Gott ein Gott des Lebens ist, 
sind Fragen auf Leben und Tod, Le-
ben im Dienste Gottes und Tod im 
Dienste der Götzen keine Ermes-
sensfragen, sondern Bekenntnisfra-
gen. Der Widerstreit zwischen dem 
Gott des Lebens und den Götzen 
des Todes fordert die Kirche immer 
zum Bekennen heraus, gerade dann, 
wenn die Götzen (atomare Sicher-
heit und Kapital) für viele Glieder 
der Kirche nicht offensichtlich sind. 
Wenn der Gott dieser Weltzeit nicht 
nur die Gedanken der Ungläubigen 
verblendet (2.Kor. 4,4), sondern auch 
der Gläubigen, dann ist der Status 
Confessionis1 gegeben. Wenn sich 
allein im Glauben an Jesus Chris-
tus Heil oder Unheil der Menschen 
entscheiden, dann ist doch die Frage 
unausweichlich, ob der Glaube al-
lein an Jesus Christus, in dem Gott 
den Tod entmachtet hat, mit der Si-
cherheit im Vertrauen auf den Tod 
(Atomwaffen) wie mit der Hinnah-
me eines Wirtschaftssystems ver-

1)	Status Confessionis ist ein Begriff in 
den Kirchen der Reformation. In ihm 
geht es um die Unterscheidung zwi-
schen Angelegenheiten, die eine klare 
Entscheidung erfordern, weil sie das 
Wesen des Evangeliums und das Sein 
der Kirche selbst betreffen, und auf 
der anderen Seite Angelegenheiten, in 
denen eine Pluralität von Meinungen 
möglich ist. Es gibt Fragen, in denen 
ein Standpunkt bezogen werden muss, 
d.h. in denen es nicht die Möglichkeit 
gibt, sich neutral zu verhalten, sich 
rauszuhalten. Es gibt verschiedene 
kirchliche Traditionen, die diese 
Notwendigkeit für eine eindeutige 
Entscheidung ausdrücken (vgl. die 
Barmer Theologische Erklärung 
1934, Artikel 2 und 3). [nach Ulrich 
Duchrow]

einbar ist, das schon heute Milli-
onen Menschenopfer fordert und 
für die Menschheit und die Natur 
selbstmörderische Folgen hat. Ge-
rade weil hier die Bekenntnisfrage 
nicht erkannt wird, ist der Status 
Confessionis gegeben. Entschei-
dungen auf Leben und Tod im Ho-
rizont der Vernichtung allen Lebens 
machen offenbar, wer mein Gott ist 
und wem ich diene.

Deshalb ist es notwendig, dass man 
sich der solidarischen Ökonomie 
erinnert, wie sie in den beiden Tes-
tamenten der Bibel zum Ausdruck 
kommt. Denn die Quelle allen Wirt-
schaftens liegt in Gottes Fürsorge, 
aus der dann eben folgt, dass alle 
Kreaturen von diesen guten Gaben 
Gottes genug zum Leben haben und 
darum die Menschen gerecht teilen 
sollen. Genau dies ist der Ansatz 
der biblischen „Ökonomie des Ge-
nug“, der zusammengefasst in der 
Mannageschichte zum Ausdruck 
kommt (Ex 16). Das von Gott ge-
gebene Brot ist genug für jede Per-
son – wenn fair geteilt wird: “Als 
sie die Gefäße zählten, hatte kei-
ner, der viel gesammelt hatte, zu-
viel, und keiner der wenig gesam-
melt hatte, zu wenig. Jeder hatte so 
viel gesammelt, wie er zum Essen 
brauchte” (V.18).

3. Biblische Optionen für eine 
Solidarische Ökonomie

Perspektiven für eine neue lebens-
gerechte Ökonomie bekommen wir, 
wenn wir uns die alten biblischen 
Traditionen des Haushaltes Gottes 
vergegenwärtigen, an die Jesus er-
innert und uns im Bundesbuch der 
hebräischen Bibel vor Augen ge-
führt werden. Es gilt, die Theologie 
des Haushaltes (oikonomia) Gottes 
sich wieder anzueignen, die in Ver-
gessenheit geraten war.
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3.1.Jesus

Wie kommt es, dass in den Texten 
der Bibel Jesus häufiger über Wirt-
schaften, Geld und Besitz spricht 
als über Himmel, Liebe oder Ge-
bet? Es geht Jesus um das verant-
wortliche Handeln seiner Nachfol-
ger und Nachfolgerinnen in unse-
rer Welt, um wirklich vorbereitet zu 
sein auf sein Kommen und das Reich 
Gottes. Die Zwischenzeit des War-
tens verpflichtet uns zum gerechten 
Wirtschaften mit den Lebensgütern 
für alle Menschen. Sonst bleibt das 
Reich Gottes für uns verschlossen. 
Jesus fragt uns also heute schon, ob 
wir die klugen Verwalter der Le-
bensgüter sind, zu denen er uns be-
rufen hat. Dazu aber müssen wir 
wach und beweglich sein, um kon-
kret handeln zu können.

Wiederholt betont Jesus in seinen 
Reden die Bedürfnisse und Rechte 
derer, die oft aus der Gemeinschaft 
ausgeschlossen werden. Die Regeln 
des göttlichen Haushaltes fordern, 
dass den Armen, den Fremden, den 
Gästen, den Witwen und Waisen be-
sonderer Schutz gewährt wird durch 
Nahrungsbereitstellung und Hilfsbe-
reitschaft. Denn Gott, der die Welt 
geschaffen hat und die Erde im Über-
fluss versorgt, will, dass die Bedürf-
nisse aller Geschöpfe Gottes befrie-
digt werden. So lehnt Gottes Gerech-
tigkeit die Art wirtschaftlicher Un-
gerechtigkeit und Macht ab, die ei-
nige an den Rand drängt und ande-
re enteignet (Ps 99,4).

Im Lukasevangelium beginnt Jesus 
seine öffentliche Tätigkeit mit der 
Ankündigung, dass er gesalbt wor-
den sei, um den Armen das Evan-
gelium zu predigen und den Gefan-
genen Freiheit zu verkünden (Luk 
4,18). Somit zielt das öffentliche 
Auftreten Jesu auf die Ankündi-
gung, dass der Haushalt Gottes für 

die offen sein muss, denen er durch 
die Gesetze der Weltwirtschaft plan-
mäßig verschlossen wird. Damit 
spricht Jesus von einer alternativen 
Globalisierung, nicht von einer neo-
liberalen Globalisierung, die die Ar-
men und Schwachen von vornher-
ein ausgrenzt.

Wir Christen sollen als seine Nach-
folger und Nachfolgerinnen sei-
ne neuen Ökonomen werden, in-
dem wir für die Schöpfung Sor-
ge tragen, Verteilungsgerechtigkeit 
praktizieren, damit alle Mitglieder 
des Haushaltes Gottes „zur rech-
ten Zeit bekommen, was ihnen zu-
steht“ (Luk12,42). Das Sozialwort 
der Kirchen von 1997 hatte diese 
Sicht noch im Blick, als es defini-
tiv feststellte:

„Die Christen können nicht das Brot 
des Herrn teilen, ohne auch das täg-
liche Brot zu teilen. Ein weltloses 
Heil könnte nur eine heillose Welt 
zur Folge haben. Der Einsatz für 
Menschenwürde und Menschenrech-
te, für Gerechtigkeit und Solidarität 
ist für die Kirche konstitutiv.“

So lohnt es sich noch einmal auf die 
Rechtsreformen des Volkes Israel zu 
schauen, die im so genannten Bun-
desbuch (2. Mose 21-23) der heb-
räischen Bibel uns überliefert sind 
und Impulse für unser Umdenken 
geben können.

3.2 Die Rechtsreformen des Vol-
kes Israel:

In der Zeit des achten und siebten 
Jahrhundert vor Christus haben die 
Propheten scharfe Kritik an dem 
Wirtschaftssystem der Könige ge-
übt, das die Reichen begünstigt und 
die Armen zu Sklaven macht. In die-
ser Zeit führt das Bundesbuch meh-
rere Siebenerregelungen und einige 
weitere Wirtschaftsgesetze ein, die 

soziale und ökologische mit theolo-
gischen Kriterien verbinden:

Ex. 23,12: Am siebenten Tag der Wo-
che (noch nicht Sabbat genannt) 
soll der Bauer ruhen und auch sei-
nem Vieh, Sklaven und den Frem-
den bei ihm Ruhe geben, damit sie 
„zu Atem kommen“;

Ex. 21,2-11 Im siebten Jahr soll der 
( Schuld)Sklave ohne Lösesumme 
freigelassen werden;

Ex. 23,10f.: Im siebten Jahr soll das 
Feld brachliegen, damit Arme und 
Tiere davon essen können;

Ex. 22,20-23: Fremde, Waisen und 
Witwen sollen nicht gewaltsam 
ausgenutzt werden wie einst die 
hebräischen Sklaven in Ägypten, 
weil dann Gott ihr Schreien hört 
(Ex. 3,7ff) und die Unterdrücker 
wie einst die Ägypter vernichtet;

Ex. 22,24-26: Wer leiht, soll weder 
Pfand noch Zins nehmen, denn 
Gott hört das Schreien der in ih-
rem Leben Bedrohten wie einst das 
Schreien der versklavten Hebräer 
– Gott ist „mit-leidend“.

Zusammenfassend könnte man für 
das Bundesbuch sagen, dass ange-
sichts von Gottes Solidarität mit al-
len seinen Kreaturen die Bedürfnis-
se des konkreten Lebens einschließ-
lich der Freiheit von Unterdrückung 
der Wirtschaft die Regeln geben. 
Diese Ansätze bestätigt und erwei-
tert die zweite Rechtsreform unter 
König Josia (622 v. Chr.), die den 
Kernbestand des Buches Deutero-
nomium bildet (zum Beispiel ver-
stärktes Zinsverbot, 23,10).

Im Heiligkeitsgesetz der Priester-
schrift im Buch Levitikus werden 
dann für die nachexilische Zeit die 
sozio-ökonomischen Regelungen 
neu zusammengefasst und beson-
ders die Eigentumsrechte konkret 
kodifiziert.
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Besonders wichtig ist das 25. Kapi-
tel. In seinem Zentrum steht der theo-
logische Satz, ohne den alles ande-
re unverständlich ist. Er sagt, war-
um Israel eine grundsätzlich andere 
ökonomische Ordnung haben muss 
als die umliegenden Völker. In ih-
nen ist Recht vom König oder von 
Eigentümern gesetztes Recht. In Is-
rael aber wird Recht von außen her 
– vom Sinai her (Lev. 25,1) –, von 
Gott gesetzt. Es wird so der Macht 
der Könige und der Eigentümer im 
Interesse der Egalität der Menschen 
und darum im Interesse der Armen 
und Schwachen entzogen. Gott sagt 
(25,23):

„Nicht werde das Land unwider-
ruflich verkauft, denn mein ist das 
Land, denn Fremde und Pächter seid 
ihr bei mir.“

Wichtig zu wissen ist: Die Geset-
ze von Lev. 25 beruhen eindeutig 
auf der Ablehnung der Absolutset-
zung des Eigentums. Wer dem bib-
lischen Gott folgen will, muss Gott 
als Eigentümer des Landes anneh-
men. Es kann also nur Nutzungs- 
oder Pachtrechte auf Land (als das 
Produktionsmittel in einer agrari-
schen Gesellschaft) geben, damit 
alle daran teilhaben können. Dar-
aus folgen dann alle anderen Rege-
lungen wie etwa:

V.2-7: Im siebten Jahr soll das Land 
einen „schabbath“ feiern dürfen.

V. 8-13: Nach sieben mal sieben Jah-
ren soll das so genannte Jubeljahr 
oder Erlassjahr gefeiert werden, in 
dem alle Familien wieder wie bei 
der ersten Landgabe ihr Landlos 
zugeteilt bekommen, damit wie-
der alle wie in der vorköniglichen 
Stammesgesellschaft sich selbst 
versorgen können.

V. 14-17: Der Kaufpreis für Land 
soll nicht dem Markt und der Spe-
kulation überlassen bleiben, son-

dern das 50. Jahr soll als Berech-
nungsgrundlage dafür dienen, 
wie viele Ernten, die dann zu be-
zahlen sind, ein Stück Land noch 
bringen wird.

V.25-28: Wenn ein Bruder und sei-
ne Familie „tief unten“, das heißt 
in Not sind und ihr Land verkau-
fen müssen, soll der nächste Ver-
wandte sie einlösen.

V. 35-38: Und wenn sie leihen müs-
sen, sollen die Volksgenossen von 
ihnen keinen Zins nehmen.

V. 39-46: Volksgenossen soll man 
überhaupt nicht zu Sklaven ma-
chen, denn Gott ist ihr Eigentü-
mer, er hat sie aus der Sklaverei 
Ägyptens herausgeführt.

3.3. Die Urkirche und das frühe 
Christentum

Dieser kurze – sehr fragmentarische 
– Überblick der Geschichte Israels 
zeigt uns die biblischen Optionen 
im Umgang mit Wirtschaft und Ei-
gentum. Jesus und seine Bewegung 
in der Urkirche haben genau die-
se Regeln dem Volk wieder ins Be-
wusstsein gerufen. Der klassische 
Text ist Apg 4,32-35. Die Gemein-
de teilt freiwillig das Eigentum. Ge-
nau heißt es: Diejenigen, die Grund-
besitz und Häuser hatten, verkauf-
ten sie und legten den Erlös zu der 
Apostel Füße.

Diese Formulierung kann kein Zu-
fall sein. Denn gerade die Akkumu-
lation von Landbesitz und Häusern 
war seit den Propheten Micha und 
Jesaja als strukturelle Ursache von 
Verarmung der bäuerlichen Bevöl-
kerung angeprangert worden.

Im Widerstand gegen die despoti-
sche Herrschaft des römischen Im-
periums und seiner Beamten er-
möglicht Jesus nun noch eine wei-
tere Option. Er meint nämlich: Ein 
Neuanfang des Lebens ist dadurch 

möglich, dass konkrete Menschen 
in kleinen Gruppen diese Alterna-
tive unter sich beginnen.

Als Beispiel sei die Geschichte von 
der Speisung der 5000 genannt. 
Menschen, die um Jesus versam-
melt sind, bekommen Hunger. Die 
Jünger wollen zum Markt gehen 
und einkaufen (Mark 6,30-44). Je-
sus fragt stattdessen: Was haben die 
Leute bei sich? Und als dies unter 
alle verteilt wird, reicht es.

Diese Geschichte hat symbolische 
Bedeutung. Sie heißt: Wenn konkre-
te Menschen in einer Gemeinschaft 
ihre Möglichkeiten nutzen und von 
der Perspektive der Lebensnotwen-
digkeiten her zusammenarbeiten 
und teilen, bestehen mitten in einem 
von Eigentum, Geld und Markt so-
wie politischer Unterdrückung ge-
kennzeichneten System alternative 
Möglichkeiten.

Dabei werden die Menschen von Op-
fern zu Subjekten. Die Evangelien 
sind voll von solchen Geschichten, 
in denen Jesus Menschen ermäch-
tigt, von Opfern zu Subjekten zu 
werden. “Dein Glaube hat dir ge-
holfen“, sagt er zu ihnen.

Die frühe Christenheit hat sich ge-
nau durch solche ermutigenden 
Zellen des Lebens im ganzen Rö-
mischen Reich ausgebreitet. Denn 
die unterdrückten und ausgebeute-
ten Menschen fühlten sich angezo-
gen von diesen neuen Möglichkei-
ten des solidarischen Lebens. Das 
war Mission durch Attraktion (im 
Unterschied zu der späteren perver-
sen Form von imperialer Ausbrei-
tung des Christentums).

Genau diese Art „missio dei“ ist 
ein Beispiel von alternativer Glo-
balisierung, wie wir sie praktizie-
ren sollen. 
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Was aber heißt das für uns heute? – 
Wir brauchen eine Doppelstrategie 
als Christen, um diese alternative 
Globalisierung zu erreichen.

4. Die Doppelstrategie 
christlichen Engagements

Bevor man Strategien entwickelt, 
benötigt man ein Leitziel, eine Vi-
sion. Und das heißt: Umkehr aus 
diesem Dilemma ist nur durch eine 
Vision von einer gerechten Gesell-
schaft möglich, die die zukünftige 
Politik ethisch zielorientiert bestim-
men muss. Diese Vision von einer 
humanen Gesellschaft darf deshalb 
nicht mehr bei den Hoffnungen an-
setzen, die wir durch Herrschaft über 
Mensch und Natur erreichen, son-
dern bei den Hoffnungen, um die 
Menschen bis heute betrogen wer-
den, weil man sie ignoriert und nicht 
für sie da sein will.

Deshalb müssen sich die Betroffe-
nen selbst einmischen in ihre eige-
nen Verhältnisse, die sie unterdrü-
cken. Durch die direkte Demokra-
tisierung der Leidenden kommt es 
zu einer Globalisierung ihrer Hoff-
nung, wie sie sich jetzt schon welt-
weit in den globalisierungskriti-
schen Bewegungen (Weltsozialfo-
rum) zeigt.

Durch diesen Aufbruch einer De-
mokratisierung von neuer Bürger-
bewegung wird es zur Neuformie-
rung gesellschaftlicher Verhältnis-
se kommen, die vier grundsätzliche 
Reformen beinhalten:

Geldreform: Grundlage einer Gel-
dreform wäre die Erkenntnis, dass 
Geld nur als Tauschmittel und Wert-
messer fungieren dürfte und von sei-
ner Funktion als Schatzmittel (Wert-
aufbewahrungsmittel) befreit wer-
den müsste.

Bodenreform: Da Boden weder von 
Menschen produziert noch vermehrt 

werden kann, muss er Gemeinbesitz 
sein, der aber durch Pachtgebühren 
privat genutzt werden darf.

Eigentumsreform: Das Verspre-
chen des Grundgesetzes, die Sozi-
alpflichtigkeit des Eigentums nach 
Art 14 (2) zu verwirklichen, muss 
politisch umgesetzt und eine Ver-
teilungsgerechtigkeit erreicht wer-
den, die ein menschenwürdiges Le-
ben für alle einschließt.

Steuerreform: Die neuen Steuer-
gesetze müssten in zweierlei Rich-
tungen gehen:

a) statt Steuern auf Einkommen Be-
steuerung der Produkte und Natur-
ressourcen, denn Arbeit muss von 
Steuern befreit sein.

b) Die ökologischen Kosten der Pro-
dukte müssten in die Bemessung 
der Produktsteuer mit einfließen.

Alle diese Reformvorhaben sind 
möglich, wenn wir zu einer nach-
haltigen Form des Wirtschaftens 
zurückfinden. Dazu benötigen wir 
als christliche Gemeinde und welt-
weite Kirche Christi, die ein Global 
Player ist, eine Doppelstrategie, wie 
sie die Propheten und die Jesusge-
meinde praktiziert haben.

Einmal müssen wir Alternativen im 
Kleinen, in überschaubaren Grup-
pen bilden, die bewusst untereinan-
der solidarisch handeln. Die kleine 
christliche Gemeinde könnte somit 
eine Mikrokontrastgesellschaft zur 
großen kapitalistischen Gesellschaft 
sein und Vorbildcharakter für ande-
re haben. Zum Beispiel könnten Ge-
meinden in Verbindung mit anderen 
alternativen Gruppen eine Regional-
währung einführen.

Zum anderen müsste in diesen Kon-
trastgemeinden das Bewusstsein für 
alternatives Handeln gestärkt wer-
den, etwa:

alternative Banken benutzen, die •	
darauf achten, dass nachhaltige In-
vestitionen gefördert werden und 
die Zinsrate nicht die Wachstums-
rate übersteigt;

bestrebt sein, vor allem erneuer-•	
bare Energien benutzen (Strom-
anbieter wechseln!) und auf lo-
kale Produktion und Vermark-
tung von Grundnahrungsmitteln 
achten (wird durch Regionalwäh-
rung gefördert!);

bemüht sein, neue größere und ver-•	
netzte Initiativen mit nichtchristli-
chen Gruppen zu bilden, um eine 
wachsende solidarische Sozial-
ökonomie zu erreichen.

Heino Falcke, der vor 35 Jahren 
seinen berühmten Synodalvortrag 
„Christus befreit, darum Kirche für 
andere“ hielt, hat auf einem Sympo-
sium zum Gedenken an dieses Ereig-
nis im Juni 2007 genau diese Prak-
tiken für eine lebendige Kirche von 
heute als unumgänglich bezeichnet. 
Seine 7. These zu „Kirche für ande-
re heute“ heißt:

„Eine Kirche für andere steht in den 
wachsenden sozialen Konflikten der 
Welt und des eigenen Landes unter 
der ‚vorrangigen Verpflichtung für 
die Armen’ […] Diese Verpflich-
tung reicht von einer Kritik des ge-
genwärtigen Weltwirtschaftssys-
tems und der Arbeit an Alternati-
ven, über politische Parteinahmen 
im eigenen Land und solidarischen 
Aktionen bis zum persönlichen Le-
bensstil und dem Umgang mit dem 
Eigentum. Sie ist die ständige Beun-
ruhigung von uns Reichen und un-
serer Kirche.“

Damit aber sind wir auf die zweite 
Strategie gestoßen, die wir als ver-
netzte Weltkirche, als global play-
er, im Rahmen des Ökumenischen 
Rates der Kirchen und ihrer Ver-
bände wie dem Lutherischen und 
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GLEICHHEIT IST GLÜCK

Zwei englische Mediziner haben 
erforscht, dass für die Gesundheit 
der Menschen Reichtum weniger 
wichtig ist als Verteilungsgerech-
tigkeit. Manches, was man heute 
als Armut beklagt, wäre in meiner 
Kindheit beinahe kleinbürgerlicher 
Wohlstand gewesen. Viele denken 
wie der ehemalige Bundeskanzler 
Helmut Schmidt, der immer wie-
der betont, dass es den Unterprivi-
legierten hierzulande so schlecht 
nicht gehen könne, schließlich be-
säßen fast alle einen Fernseher, Vi-
deorecorder oder ein Auto – Din-
ge, die noch in den 70er Jahren 
für viele Facharbeiter unerreich-
bar waren. 

Falsch, sagen Richard Wilkinson 
und Kate Pickett, zwei englische 
Epidemiologen, deren Buch Gleich-
heit ist Glück gerade auf Deutsch 
erschienen ist. 

Wilkinson und Pickett untersuchen 
seit Jahren, welche Faktoren das 
Wohlergehen der Menschen be-
stimmen. Sie sind überzeugt, dass 
Gesundheit und Lebenserwartung 
in einer Gesellschaft unmittelbar 
davon abhängen, wie gleichmä-
ßig der Reichtum verteilt ist. Un-
gleichheit dagegen führt zu gerin-
gerer Lebenserwartung, zu gerin-
gerem Geburtsgewicht und hö-
herer Säuglingssterblichkeit. Die 
Menschen erreichen eine geringe-
re Körpergröße, sie sind anfälliger 
für Infektionskrankheiten und De-
pressionen. ... 

Die Grundthese von Wilkinson und 
Pickett ist so unmissverständlich 
wie aktuell: Ungleichheit macht 
krank.

aufgelesen

Bürgeraktiengesellschaft

Die Regionalwert AG ist eine 
Bürgeraktiengesellschaft, 
durch die wir Landwirtschaft 
und Regionalwirtschaft rund 
um Freiburg sozial, ökologisch 
und wirtschaftlich nachhaltig 
gestalten wollen. Die Aktionä-
re stellen unseren Wirtschafts-
partnern Kapital zur Verfügung 
und können sich damit an re-
gionalen Prozessen nicht nur 
finanziell, sondern auch ge-
stalterisch beteiligen.

Die Bürgeraktiengesellschaft 
vermittelt einen Kontakt zwi-
schen den Kapitalgebern und 
den Partnerbetrieben. Dieser 
Dialog erlaubt, die Wirkung 
des eingesetzten Geldes nach-
vollziehbar zu beeinflussen. 
Das Kapital soll für eine nach-
haltige Sicherung und Steige-
rung eines mehrdimensiona-
len Wohlstands aller Betei-
ligten unter sorgsamem Um-
gang mit der Naturgrundlage 
eingesetzt werden.

Diese sozial-ökologischer 
Wertschöpfung werden wir 
jährlich als Rendite auf die Ak-
tie ausweisen, denn diese Wer-
te sind es, die in Verknüpfung 
mit wirtschaftlichem Handeln 
den zukünftigen Wohlstand 
ausmachen.

Christian Hiß, Vorstand, 
Gründer –  

www.regionalwert-ag.de

aufgelesenReformierten Weltbund aus-
üben müssen.

Hier geht es einmal um Bünd-
nisbildung auf der Makroebe-
ne mit anderen sozialen Bewe-
gungen (ATTAC und Gewerk-
schaften) zur Intervention ge-
gen neoliberale Wirtschaftsin-
teressen transnationaler Kon-
zerne und der mit ihrer Tätig-
keit verbundenen Gewalt ge-
gen Natur und Menschen, bei 
denen es um die demokrati-
sche und ökologisch verant-
wortliche Wiederaneignung 
der Ressourcen und der Früchte 
der gemeinsamen Arbeit geht. 
Hier hat besonders der Refor-
mierte Weltbund Pionierarbeit 
geleistet und aufgezeigt, dass 
eine gerechte Globalisierung 
nur durch widerständige So-
zialstaaten möglich ist. 

Eine andere Welt und eine an-
dere Globalisierung ist wirk-
lich möglich, ebenso befreite 
und solidarische Menschen! 
Die theologischen und spiri-
tuellen Quellen dafür können 
neu erschlossen werden in der 
weltweiten ökumenischen Ge-
meinschaft. Darauf beruht un-
sere Hoffnung.

Christoph Körner
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Berichte

Georg Schramm schlägt eine Anstaltswährung vor

Sehr geehrter Herr Schramm,

Sie verblüffen uns „Christen für ge-
rechte Wirtschaftsordnung e.V.“ im-
mer wieder. Mit der Einführung einer 
Anstaltswährung und der ausführli-
chen Schilderung der Idee des Frei-
geldes haben Sie ein Anliegen aufge-
griffen, das uns seit Jahrzehnten um-
treibt. Die – von Ihnen genannten – 
Regionalwährungen sind zum großen 
Teil auf Initiative einiger unserer Mit-
glieder entstanden. Erfolgreich sind 
dabei vor allem die Alternativwäh-
rungen mit der von uns empfohlenen 
Umlaufsicherung. Auch im Regiogeld 
e.V. arbeiten Vorstandsmitglieder un-
seres Vereins ganz vorne mit.

Sie scheinen aber ein Einzelkämpfer 
im öffentlichen Fernsehen zu blei-
ben. Denn wir vermissen Vertreter 
dieser Ideen bei den Talkshows, die 
zuhauf über das fernsehende Volk he-
reinbrechen. Über das Zinsproblem 
zu diskutieren – Gott bewahre! Man 
könnte Kunden und Inserenten ver-
lieren! Deshalb unser Glückwunsch 
an Sie, dass Sie wenigstens aus der 
kabarettistischen Ecke den Versuch 
wagen. Ob die Zuhörer und Produ-
zenten verstehen, dass es sich bei Ih-
ren Ausführungen um brisante Reali-
tät und nicht um kabarettistische Sa-
tire handelt?

Lassen Sie mich aber auf einen Ter-
minus aufmerksam machen, den wir 
in diesem Zusammenhang nicht ver-
wenden sollten: Zinsknechtschaft! 
Diesen Begriff haben die Nazis ge-
prägt, um die Juden zu treffen, was 
ihnen schließlich auch gelungen ist. 
Wir fürchten, dass das Zinsproblem 
von der rechtsradikalen Szene in die-
sem Sinn wieder besetzt wird. Es 
gibt Hinweise, dass der Begriff Zins-
knechtschaft durch den Rechtsradi-

kalismus eine Renaissance erfährt. 
Dies zu unterstützen ist sicher auch 
nicht in Ihrem Sinn.

Es ist keine Frage, dass der Zins aus-
beutende Eigenschaften besitzt. Ihn 
aber zu verbieten, ist heute nicht 
möglich. Deshalb setzen wir – und 
die Freigeld-Idee – auf Vorstellun-
gen der „Natürlichen Wirtschaftsord-
nung“, die den Zins nicht verbietet, 
ihm aber die ausbeutende Wirkung 
nimmt. Geld soll dienen und nicht 
regieren, so wie heute.

Es geht uns wie Ihnen, lieber Herr 
Schramm: Wenn man die Problema-
tik um das falsch organisierte Geld 
einmal verstanden hat, lässt sie ei-
nen nicht mehr los. Dass sich die 
FDP so richtig blamiert hat, indem 
Frank Plasberg Frau Koch-Mehrin 
hat auflaufen lassen, hat nicht nur 
Sie und das „Anstaltspersonal“ amü-
siert. Wäre es aber in oder nach dieser 
Sendung nicht sinnvoll gewesen, wei-
terführend zu fragen, wie es kommt, 
dass sich die Schulden während der 
Sendung um 20 Mio vergrößert ha-
ben, welche Mechanismen dahinter 
stecken, wer die Gewinner und wer 
die Verlierer sind? Da hätte man aber 
in der Tat über Zins und Zinseszins 
reden müssen. Will, kann oder darf 
man das nicht? Vermutlich nicht, 
solange eine Regierung nur Sym-
ptome bearbeitet, Ursachen tabui-
siert und blauäugig nach dem Prin-
zip Hoffnung regiert. Und am Tropf 
der Großbanken hängt.

Dass Sie und Ihre Kollegen in der 
Kabarettszene sich dagegen setzen, 
dafür haben Sie unseren Beifall und 
unsere Sympathie. Weiter so. Blei-
ben Sie wohlauf und am Ball.

Mit herzlichen Grüßen, 
Wolfgang Heiser (CGW)

Am Kabarettisten Georg 
Schramm ist uns schon wie-
derholt aufgefallen, dass er 
das Geld- und Zinsproblem er-
fasst hat. In der Sendung „Neu-
es aus der Anstalt“ bringt er 
sich diesbezüblich immer wie-
der ein. So auch am 11.5., als 
er eine Anstaltswährung ein-
führen wollte in Anlehnung 
an die bereits existierenden 
Regionalwährungen. Davon 
hat er auch einige nament-
lich genannt, hat den Begriff 
Freigeld benutzt und auf das 
Wunder von Wörgl hingewie-
sen. „Sehr interessant, schauen 
Sie mal im Internet“ hat er die 
Zuseherschaft aufgefordert. 
Ob die es begriffen hat, dass 
es sich dabei nicht um Satire 
sondern höchst brisante Rea-
lität handelt?

Leider hat er auch in diesem 
Zusammenhang den Begriff 
Zinsknechtschaft eingesetzt. 
Ich konnte es mir nicht ver-
kneifen, ihn auf die verhäng-
nisvolle Geschichte mit die-
sem Terminus aufmerksam 
zu machen.

Wolfgang Heiser
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Sehr geehrter Herr Schramm,

mein Großvater Georg Blu-
menthal war Silvio Gesells 
erster Anhänger und engster 
Mitstreiter und Freund. Als 
sein Enkel stelle ich mich Ih-
nen vor und möchte Ihnen ein 
Anliegen vortragen.

Zunächst aber möchte ich Ih-
nen aber herzlich dafür danken, 
dass Sie als bekannter Kaba-
rettist in der populären Sende-
reihe „Neues aus der Anstalt“ 
Gedanken einer Geld- und 
Bodenreform nach Silvio Ge-
sell aufgreifen. Nachdem an-
dere Wirtschaftsformen ver-
sagt haben bzw. versagen und 
sich anschicken, der Mensch-
heit zu Gunsten immer größe-
rer Gewinne größten Schaden 
zuzufügen, ist Ihre diesbezüg-
liche Aktivität nicht hoch ge-
nug einzuschätzen und zu be-
danken.

Ich habe ein einziges Beden-
ken, das Gesinnungsfreunde 
überwiegend teilen und das ich 
Ihnen unterbreiten möchte. Sie 
verwandten wiederholt den Be-
griff Zinsknechtschaft. In Wiki-
pedia ist dazu zu lesen: „Zins-
knechtschaft und die Forde-
rung nach ‚Brechung der Zins-
knechtschaft‘ sind wirtschafts-
politische Schlagworte in An-
lehnung an den historischen 
Begriff der Schuldknecht-
schaft, die besonders in der 

nationalsozialistischen Ideo-
logie zum Zwecke der Zins-
kritik Verwendung fanden und 
auch heute in zahlreichen Ver-
öffentlichungen von Rechtsex-
tremisten erscheinen.“

Wenngleich der Begriff Zins-
knechtschaft durchaus treffend 
ist, möchten die Anhänger der 
Gesell‘schen Lehre keinesfalls 
mit alten und neuen National-
sozialisten in Zusammenhang 
gebracht oder verwechselt wer-
den. Wir haben leidvolle Er-
fahrungen mit selbst ernann-
ten ̀ Antifaschisten´, die uns in 
die braune Schublade stecken 
wollen, damit sich niemand mit 
unseren Inhalten befasst. 

In einer Mailingliste habe 
ich das Thema angeschnitten 
und um Vorschläge anderer 
Begriffe gebeten. Wir schla-
gen bevorzugt Zinssklaverei 
oder Zinsjoch vor. Außerdem 
wurden noch Schuldenbürde, 
Schuld(en)knechtschaft, Schul-
denlast, Zinsbürde, Zinslast 
und Zinstribut genannt.

Ich denke, es läge im Interes-
se der Sache und damit auch in 
Ihrem, wenn Sie künftig einen 
der genannten anderen Begrif-
fe verwenden würden.

Für Ihre wertvolle Arbeit mei-
ne besten Wünsche.

Mit freundlichen Grüßen 
Anselm Rapp

Auch Anselm Rapp hat die Sen-
dung gesehen und an der Zins-
knechtschaft Anstoß genommen. 
In der NWO-Mailingliste www.
nwo.de/liste.htm wurde nach al-
ternativen Begriffen gesucht. 
Unten das Ergebnis.

keine freie Marktwirtschaft, 
sondern Planwirtschaft

Gerne rege ich Diskussionen an mit 
der Frage: „Was wäre passiert, wenn 
...?“

Z.B.: Was wäre passiert, wenn man den 
Konkurs gefährdeter Banken nicht mit 
Steuergeldern abgewendet hätte? Im 
Gespräch ergeben sich dann interes-
sante Alternativen: Die Einlagen der 
Sparer könnte man auch bei einem 
Konkurs sichern, z.B. nach dem Mu-
ster des Geldumtauschs (DDR-)Mark 
in DM. Die ersten paar Tausend wer-
den voll ersetzt, der Rest mit kräf-
tigem Abschlag.

Eine konkrete Antwort auf die ur-
sprüngliche Frage habe ich bis jetzt 
nicht erhalten. Dafür las ich im letz-
ten Bankspiegel der GLS-Bank ein 
Interview mit dem österreichischen 
Schauspieler Harald Krassnitzer. Auf 
die Frage „Wie sehen Sie die Rolle der 
Banken in diesem Zusammenhang (der 
aktuellen Banken- und Wirtschaftskri-
se)?“ antwortet er:

Den Begriff der systemrelevanten 
Bank innerhalb der Krise finde ich 
absurd. Wenn eine Bank systemrele-
vant ist, dann widerspricht das kom-
plett den Gesetzen der freien Markt-
wirtschaft. Wenn sie systemrelevant 
ist, dann ist sie sozusagen monopoli-
siert, dann muss man sie stützen, weil 
sonst der Rest zusammenbricht. Also 
ist es keine freie Marktwirtschaft mehr, 
sondern Planwirtschaft.

Rudolf Mehl

aufgelesen

Berichte

Leider zieht sich Georg Schramm 
zu Gunsten der Bühne aus „Neu-
es aus der Anstalt“ zurück. Bit-
ter, denn einen Nachfolger, der 
sich für diese Sache einsetzt, 
wird es kaum geben.
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Dieter Petschow ist die folgende Erklärung aufgefallen:

Dieses Gesetz ist kein Rettungspaket für den Euro und Europa
Schriftliche Erklärung des Bundestagsabgeordneten Frank Schäffler 

am 21. Mai 2010 zum Euro-Stabilisierungsgesetz

Wir entscheiden gleich über das 
sogenannte Euro-Stabilisierungs-
gesetz. Dieses Gesetz ist einmalig 
in der deutschen Geschichte. Diese 
Einmaligkeit veranlasst mich, von 
meinem parlamentarischen Recht 
Gebrauch zu machen, mein Abstim-
mungsverhalten vor dem Deutschen 
Bundestag zu begründen.

Ich werde dem vorliegenden Ge-
setzentwurf nicht zustimmen. Denn 
dieses Gesetz ist kein Rettungspaket 
für den Euro und Europa.

Das vereinte Europa ist von seinen 
Gründungsvätern Konrad Adenauer, 
Robert Schumann, Jean Monnet, Al-
cide De Gasperi und anderen als ein 
Hort der Freiheit gegen alle Formen 
von Diktatur, Unfreiheit und Plan-
wirtschaft erträumt worden. Das 
heutige Europa ist auf dem Weg in 
die monetäre Planwirtschaft und den 
politischen Zentralismus.

Die Gründungsväter Europas woll-
ten ein Europa des Rechts und der 
Rechtsstaatlichkeit. Die heutigen 
Regierungen des Euro-Raums, die 
EU-Kommission und die EZB ver-
abreden sich hingegen zum kollek-
tiven Rechtsbruch, obwohl die EU-
Kommission als Hüterin der Verträ-
ge und die nationalen Regierungen 
zum Schutz des Rechts verpflich-
tet sind.

Es gibt Alternativen zum derzeiti-
gen planwirtschaftlichen und rechts-
widrigen Handeln der europäischen 
Regierungen und der EU-Kommis-
sion.

Planwirtschaft und Rechtsbruch sind 
nicht alternativlos. Wir müssen uns 
jedoch trauen, die Alternativen zu 
bedenken, zu wählen und anschlie-
ßend mutig umzusetzen. Vor al-

lem müssen wir anfangen, die heu-
te wieder vielfach geschürte Angst 
vor der Freiheit zu bekämpfen. Die-
ser Kampf beginnt mit einem freien 
Denken: Wir müssen uns trauen, die 
Ursachen unserer Finanz- und Über-
schuldungskrise zu benennen.

Die Hauptursache unserer Finanz- 
und Überschuldungskrise von Staa-
ten und Banken liegt in der Geld- 
und Kreditschöpfung aus dem Nichts 
und der Möglichkeit, staatliches un-
gedecktes Zwangspapiergeld unbe-
grenzt vermehren zu können. Ohne 
diese Alchemie des Geldes hätte kein 
weltweites Schneeballsystem aus un-
gedeckten zukünftigen Zahlungsver-
pflichtungen entstehen können.

Dieses Schneeballsystem ist nur 
möglich, weil der Staat aus Grün-
den der leichteren Finanzierung von 
Staatsausgaben den Banken Privi-
legien verliehen hat, die gegen die 
Grundprinzipien jeder marktwirt-
schaftlichen Ordnung verstoßen. 
Zum einen handelt es sich um das 
Teilreserveprivileg, mit dem die Ge-
schäftspraktik der Geld- und Kredit-
schöpfung legalisiert worden ist.

Zum anderen wurde durch die Grün-
dung von Zentralbanken der Zusam-
menhang von Haftung und Entschei-
dung für den Bankensektor außer 
Kraft gesetzt. Zentralbanken wird 
die Hauptaufgabe zugewiesen, als 
Kreditgeber letzter Hand die Insol-
venz von Banken zu verhindern. 
Eine Marktwirtschaft ohne Insol-
venzrichter ist jedoch keine Markt-
wirtschaft. Zudem zerstören Zen-
tralbanken durch ihre Zinspolitik 
das Preissystem von Gesellschaften. 
Deshalb wird diese Art der Markt-
wirtschaft ständig von Krisen (boom 

and bust) heimgesucht. Die markt-
wirtschaftlichen Selbstreinigungs- 
und Lenkungskräfte sind durch 
staatlichen Zwang im höchst wich-
tigen Finanzbereich weitgehend au-
ßer Kraft gesetzt.

Die Vorschläge für neue Finanz-
marktsteuern sind deshalb ein Ab-
lenkungsmanöver, das vom eigentli-
chen Problem unserer Geldordnung 
ablenken soll.

Darüber hinaus führt dieses Geld-
system fast zwangsläufig zur Über-
schuldung von Staaten und Banken, 
die sich in diesem Prozess gegen-
seitig decken, stützen und erpres-
sen. Die Erpressung lautet: Wer-
den die Zahlungen für uns einge-
stellt, fällt das gesamte Finanzsys-
tem zusammen.

Ich stimme dem vorliegenden Ge-
setz nicht zu.

Dieses Gesetz verstößt gegen euro-
päisches Recht. Die Institutionen, die 
zum Schutz des Rechts verpflichtet 
sind, erfüllen ihre Aufgabe nicht.

Zweitens wird durch diesen Rechts-
bruch nicht der Euro gerettet, son-
dern zerstört.

Und drittens wird die Überschul-
dungskrise von Staaten und Ban-
ken durch dieses sogenannte Ret-
tungspaket nicht entschärft, son-
dern verschärft.

Durch diese Maßnahmen lösen wir 
unsere derzeitigen Probleme nicht. 
Was wir zur Lösung unser derzeiti-
gen Probleme in Europa brauchen, 
ist eine neue Geldordnung, eine 
marktwirtschaftliche Geldordnung 
und nicht Planwirtschaft.

Deshalb sage ich: Nein!

aus www.frank-schaeffler.de/

Berichte
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Wir Griechen

Sind wir nicht alle ein bisschen 
Griechenland? Alle Staatskas-
sen sind so hoch verschuldet, 
dass diese Schulden nie zurück 
gezahlt werden können. Das 
sollen sie aber auch gar nicht. 
Es reicht den Gläubigern, dass 
die Zinsen bedient werden. Da-
mit haben sie quasi ein Perpe-
tuum Mobile in Händen. Dass 
diese Zinsen meist durch Auf-
nahme neuer Schulden bezahlt 
werden, sorgt sowohl auf Seiten 
der Schuldner wie der Gläubi-
ger für Wachstum. 

Dieses Spiel ist aber davon ab-
hängig, dass der Schuldner, ob-
wohl er nach landläufiger Ein-
schätzung eigentlich pleite ist, 
weiterhin Kredit bekommt. Be-
kommt er den nicht mehr, muss 
er Insolvenz anmelden und aus 
dem Spiel aussteigen. Das ist 
dumm für ihn, aber auch für 
seine Gläubiger, weshalb alle 
so tun, als sei alles gut, damit 
das Spiel weiter gehen kann. 
Finanzmathematisch könnte 
man sich so dem Unendlichen 
nähern – da die Finanzmärk-
te jedoch immer noch mit der 
Realwirtschaft zusammen hän-
gen, kommt es wegen der dort 
geltenden Endlichkeit zu mas-
siven Problemen. 

Es wird also dringend Zeit, dass 
wir für weitere Wachstumsschü-
be einen anderen Planeten mit 
ebenso unintelligenten Lebe-
wesen entdecken. 

Volker Freystedt

Dieser Leserbrief wurde gleich 
dreimal gedruckt: In der TAZ, 
der ZEIT und im Spiegel (dort 
gekürzt).

Leserbriefe

Das waren ja beruhigende Worte 
zum Wochenende! Nikolaus Piper 
meint wohl im Ernst, er könne eine 
Panik verhindern helfen, indem er 
eine Bedrohung als etwas Normales 
hinstellt. Staatsbankrotte sind in der 
Geschichte die Norm, nicht die Aus-
nahme. Sie sind die Norm, weil sie 
offenbar unvermeidbar sind. Piper 
sagt auch, wann sie unvermeidbar 
sind: Wenn „Regierungen über vie-
le Jahre mehr ausgeben als sie ein-
nehmen“, ist dies noch kein Prob-
lem – dies wird es erst, wenn es kei-
ne „solide Steuerbasis gibt“.

Doch gibt es die auch in Deutschland 
schon lange nicht mehr, die Steuer-
einnahmen sind immer geringer als 
der Staatshaushalt. Trotzdem ging es 
bisher immer weiter, weil der Staat 
Kredite bekam. Das Heimtückische 
daran: diese Kredite müssen bedient 
werden, und zwar vorrangig. Da die-
ser Schuldendienst mittlerweile über 
12 Prozent des Haushalts ausmacht, 

© Mario Tama/Getty ImagesHändler an der Börse in New York

können wesentliche Ausgaben, die 
der Allgemeinheit zugute kämen, 
nicht getätigt werden. Noch schlim-
mer: Durch immer höhere Neuver-
schuldungen wächst das Schulden-
loch. Inzwischen ist es so groß, dass 
es nie mehr zugeschüttet, sprich ge-
tilgt werden kann! Und nicht nur 
das der Staatsverschuldung, sondern 
das gesamtwirtschaftliche. Da ne-
ben dem Schuldenloch der Vermö-
gensberg parallel anwächst, ist die 
Lösung eigentlich offenkundig: das 
Wachstum des einen kann nur ge-
bremst werden, wenn das Anwach-
sen des anderen verhindert wird. 
Das aber würde einen Ausstieg aus 
dem Kapitalismus mit seiner auto-
matischen Selbstalimentation des 
Kapitals und die Suche nach einem 
Geldsystem voraussetzen, das den 
Geldumlauf anders als durch den 
Zins verstetigt.

Volker Freystedt, München

Staatsbankrotte sind in der Geschichte die Norm

Leserbrief zu „Nur keine Panik“ von 
Nikolaus Piper, SZ 8./9.5.2010
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Das Lagerdenken, mit dem der Ar-
tikel „Haltet die Herde...“ die cha-
otische Finanzwelt ordnet, ist trotz 
reichhaltiger Information und Ana-
lyse schwarz-weiß gemalt: demo-
kratisch gewählte Regierungen, die 
den Willen der Bürger repräsentie-
ren hier, Märkte in Form von Ban-
ken, Versicherungen, Hedgefonds, 
die vom Geld eben dieser Bürger 
leben, dort. 

Wer aber steht hinter den Banken, 
Versicherungen und Hedgefonds? 
Wer kauft und verkauft griechische 
und deutsche Staatsanleihen? Ist das 
etwa ein karitativer Akt? Wer kas-
sierte die immensen Zinsen von 9 
Prozent, kurz bevor die Ratingagen-
turen den Daumen senkten und be-
kommt seine so erworbenen Ansprü-
che nun vom deutschen Steuerzahler 
beglichen auf Kosten der kommu-
nalen Haushalte? Mitunter (hoffent-
lich) ist er oder sie selbst ein Steu-
erzahler, vielleicht sogar ein deut-
scher, der aber seine steuerbedingten 
Verluste nicht erst durch Spekulatio-
nen, sondern primär durch Zins- und 
Zinseszinseinnahmen schnell wieder 
wett macht. Leidtragende sind die, 
die ausschließlich (Arbeits-)Lohn 
empfangen, die nicht zusätzliches 
leistungsloses Einkommen über 
den Finanzmarkt einfahren wie die 
Gewinner. Ob Letztere nun ein be-
scheidenes Sümmchen heimtragen 
oder gar eines von ackermannscher 
Größenordnung folgt dem gleichen 
Prinzip. Hier in der exponentiell stei-
genden Zinskurve, nicht erst in den 
Spekulationsexzessen liegt des Pu-
dels Kern begraben!

Nicht „vom Ende her“ sollte Frau 
Merkel denken, sondern die Ursa-
chen der ausufernden Krise ergrün-

den. Diese wurden – man glaubt es 
kaum – sogar auf dem als so unpo-
litisch gescholtenen Ökumenischen 
Kirchentag in München diskutiert: 
Auf dem Podium Biblisches Zinsver-
bot – Ausweg aus der Bankenkrise? 
stellte Theologieprofessor Thomas 
Ruster das auf Zins- und Zinseszins 
beruhende exponentielle Wachstum 
der Geldmenge auf Seite der Haben-
den als primäre Ursachen der maß-
losen Geldvermehrung und des da-
rin begründeten Wachstumszwangs 
dar. Unendlichkeit aber komme al-
lein Gott zu, so Ruster.

Durch Wachstumsbeschleunigung 
treibt die Bundesregierung inzwi-
schen die ganze Republik dazu an, 
durch Erwirtschaftung des in Zins-
forderungen und Spekulationen aus-
gedrückten Mehrwertes die Krise zu 
bewältigen (61 Milliarden des Staats-
haushalts gehen derzeit allein in den 
Schuldendienst). Da dies nicht ge-
lingt, schmeißt jetzt die EZB die No-
tenpresse an. Inflation droht. Könnte 
die biblische Zinskritik einen Aus-
weg aus dieser dramatischen Kri-
se weisen?

Angesichts der eigenmächtig agie-
renden Finanzmärkte, die inzwi-
schen nicht nur Griechenland und 
den Euro, sondern das globale Fi-
nanzsystem bedrohen, vom Klima, 
Umwelt und zukünftigen Generati-
onen ganz zu schweigen, rief Rus-
ter die etwa 500 Zuhörer auf, mit 
Blick auf das biblische Zinsverbot 
und der in Gott begründeten hoff-
nungsvollen Zukunftsperspektive 
auf Zinseinnahmen und die damit 
verbundene Sicherheit zu verzich-
ten. Regionalwährungen stehen, 
wenn auch noch nicht flächende-
ckend, schon jetzt bereit, und mit 

der Gründung einer zinsfreien Kir-
chenwährung könnten die Kirchen 
der Gesellschaft die Möglichkeit an-
deren Wirtschaftens demonstrieren. 
Dies könnte im Rahmen einer Post-
wachstumsökonomie geschehen, 
die von dem Wahn, aus Natur und 
Mensch immer mehr herauspressen 
zu wollen, Abstand nimmt. Nur in-
dem wir Bürgerinnen und Bürger – 
jeder und jede nach seinem und ih-
rem Vermögen – unsere Finanzkraft 
dem am Abgrund taumelnden hohlen 
Finanzsystem entziehen, wird die-
ses durch die so ausgelöste Irritati-
on beginnen, sich auf andere, ver-
änderte Rahmenbedingungen ein-
zustellen, so Ruster.

Ob diese Forderung naiv sei oder 
die nach Regulierung der Finanz-
märkte, die der stellvertretende Mi-
nisterpräsident Brandenburgs Dr. 
Markov erhob, darum wurde unter 
wechselndem Beifall des Publikums 
heftig gestritten.

Eins ist klar: Wenn das von Bun-
despräsident Köhler gescholtene 
„Monster“ immer neues Fressen in 
Form von frisch gedruckten Hunder-
ten von Milliarden Euros vorgewor-
fen bekommt: warum sollte es sich 
ändern, ist doch der Tisch so reich-
lich gedeckt?!

Gudula Frieling, Dortmund

Leserbrief an die ZEIT, der aller-
dings nicht abgedruckt wurde.

Das Lagerdenken ist schwarz-weiß gemalt
Leserbrief zu „Haltet die Herde....“ in der ZEIT Nr. 20

Leserbriefe
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Geld und Demokratie – Geld für Demokratie?
„Besteht die heutige Religion in 
der Geldwerdung Gottes oder in 
der Gottwerdung des Geldes?“ 
– Heinrich Heine

Wir Menschen werden „vergesell-
schaftet“ über unsere Sprache und 
das Geld. Letzteres ist wie die Spra-
che ein System von Zeichen, es liegt 
allen ökonomischen Prozessen so-
wie unserer Rechts- und Sozialord-
nung zugrunde. Geld beherrscht uns! 
Wer aber herrscht über das Geld? 
Unser Finanzsystem verschleiert 
den Durchblick auf grundlegende 
Strukturen des Gemeinwesens. „Alle 
Staatsgewalt geht vom Volke aus“ 
lautet Artikel 20 Absatz 2 des Grund-
gesetzes. Was aber ist mit der struk-
turellen Gewalt des Geldes? Wurde 
das Geld eingebunden in die „frei-
heitlich demokratische Ordnung“? 
Wohl kaum. Gelten somit die Artikel 
1 bis 19 GG nur innerhalb des staat-
lichen, nicht aber des wirtschaftli-
chen Bereichs? Noch einmal: „Alle 
Staatsgewalt geht vom Volke aus. 
Sie wird vom Volke in Wahlen und 
Abstimmungen und durch besondere 
Organe der Gesetzgebung, der voll-
ziehenden Gewalt und der Recht-
sprechung ausgeübt“. Parlament, 
Regierung und Gerichtsbarkeit sei-

en drei Säulen der Gewaltenteilung, 
wird geschrieben, als vierte Säule 
komme die Presse hinzu. „Wir sind 
die fünfte Gewalt im Staat“ meinte 
einst der Chef der Deutschen Bank. 
Im Grundgesetz ist davon nichts ver-
merkt. Der Parlamentarische Rat der 
Bundesrepublik Deutschland hat das 
Geld-System 1949 vorgefunden und 
nicht problematisiert. So leben heute 
80 Mio. Deutsche wirtschaftlich au-
ßerhalb staatlich zugesagter Grund-
rechte. Ist das so? 

Was ist das eigentlich: Geld? Es 
kommt aus dem Nichts, wird „ge-
schöpft“, heißt „fiat money“ in Ana-
logie zu „fiat lux“ – „es werde Licht“ 
im Schöpfungs-Mythos des Al-
ten Testaments. Unglaublich, diese 
Sprachregelung zur sozialen Potenz 
des Geldes! Wer Licht schöpft, sei 
Gott, glauben viele Menschen. Wer 
Geld „schöpft“, wird irdisch-real zu 
ihrem Souverän. Das Münzrecht war 
immer schon ein Privileg von Mo-
narchen. Der demokratische Staat 
aber schöpft kein Geld! Er vergibt 
auch keine Kredite, im Gegenteil, 
er nimmt Geld auf vom „Schöpfer“, 
dies gegen (kommunales) Eigentum 
als Pfand. Er verschuldet seine Bür-
ger beim Souverän. Auch Wirtschaft 
und Privatpersonen bekommen Kre-

dite nur gegen 
Übereignung und 
Zinszahlungen 
an diesen Herr-
scher. Staats-Ge-
sellschaft und 
Souverän sind 
demnach nicht 
identisch. 

Alles Geld heute 
ist Schuld. Wären 
alle Kredite zu-
rückgezahlt, alle 

Schuldscheine vernichtet, es gäbe 
kein Geld mehr. Man spricht vom 
„debitistischen“, d.h. verschulden-
den Prinzip. Jede Bank – nicht nur 
Zentralbank – beginnt mit Plus/Mi-
nus-Null, spaltet dieses Nichts auf 
in Plus-Haben und Minus-Soll als 
Hauptstränge ihrer Bilanz. Bei Mi-
nus-Soll verbucht sie Eigentum über 
Schuldscheine als Aktiva. Aus Plus-
Haben vergibt sie Kredite als Pas-
siva im Vertrauen darauf, dass der 
Kreditnehmer das Geld wie verein-
bart zurückbringt. Dieses Vertrauen 
ist aber begrenzt. Jede Bank will Si-
cherheiten: Geld? Ja gern, aber nur 
gegen Verpfändung von Eigentum. 
Trotz Herausgabe des Pfands im 
Schuldschein und dieses Buchungs-
vorgangs um Plus/Minus-Null ver-
langt die „schöpfende“ Bank vom 
Schuldner mehr als er schon gege-
ben hat: obendrein den Zins – auf 
Nichts! Die Null steht im Nenner! 
Der Zinssatz ist – unglaublich! – un-
endlich! „Do ut des“ – ich gebe dir, 
damit du mir (mehr) zurückgibst, so 
lautet auch heute das ruchlose alte 
römische Prinzip. So entsteht (zu-
sätzliche) Arbeitspflicht als Bring-
schuld für nichts als bedrucktes Pa-
pier. Im Übereignen des Schuld-
scheins an den Souverän wird aus 
Eigentum (nur noch) Besitz, das 
Recht an der Sache ändert sich. Der 
Nutzer – auch der Staat – wird Mie-
ter, zahlt (Miet-)Zins, Pacht, Divi-
dende. Dieses Prinzip gilt auch für 
Wirtschaft und natürliche Personen. 
Hier wird unübersehbar: Geld ist 
quantifizierte Enteignung zuguns-
ten des Geld-Schöpfers, des Inha-
bers der (wirtschaftlichen) Macht. 
Die Sicherungs-Übereignung in je-
dem Kredit-Vertrag mit sofortiger 
Vollstreckbarkeit auf die beliehene 

Marinus Claesz. van Reymerswaele: Der 
Geldwechsler und seine Frau, 1539
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Sache bei Nichterfüllung der Zins- 
und Tilgungs-Leistung verdeutlicht 
dies jedem „Häuslebauer“ spätestens 
beim Notar. Geld ist Schuld, Geld ist 
Recht, Geld ist Anspruch auf Ware, 
Geld ist Maß für menschliche Ar-
beit. Geld ist Gegen-Wert von Ei-
gentum. „Bis zur vollständigen Be-
zahlung bleibt die gelieferte Ware 
unser Eigentum“, so steht es auf je-
der Rechnung. Wer gar nichts hat, 
was man ihm enteignen kann, be-
kommt kein Geld, kein Recht, letzt-
lich kein „Brot“ (mehr). Er/sie muss 
stehlen – oder sterben. Hier wird es 
todernst. Geld bedeutet heute sozi-
ale Teilhabe im Leben. Aus dieser 
Not-Wendigkeit errangen wir Bür-
ger den modernen Rechtsstaat mit 
seinem System von Sozialkassen, 
um die Versorgung des Gemeinwe-
sens – auch seiner Mittellosen – zu 
sichern. Kinder, Alte, Kranke und 
Behinderte, auch Arbeitslose sind 
Bezieher von Rechten in Form von 
Geld aus Sozialkassen oder von 
Leistung ohne Bezahlung, z. B. in 
der Familie. Mit dem Sozialstaats-
Prinzip akzeptieren wir, dass jeder 
Berechtigte Geld bekommt, wenn 
er nicht (mehr) arbeiten kann. Da-
für schaffen andere und geben vom 
(Geld-)Ertrag ab. So entsteht sozia-
ler Frieden! Diese Allokations-Ord-
nung wird nur von wenigen abge-
lehnt. Dagegen sind die verborge-
nen Abgaben an den Souverän den 
meisten Bürgern kaum bekannt. Un-
ser Geldsystem ist kein Gegenstand 
von Allgemeinbildung. Es gibt kei-
nen Unterricht über seine Grundla-
gen, denn solches Wissen machte 
uns Bürger politisch mündig.

Heute haben die meisten Menschen 
bei ihrer Geburt nur eines zu eigen: 
sich selbst. Sie sind Bewohner ei-
ner Erde, deren wirtschaftliches Gut 
längst unter wenigen aufgeteilt ist. 

Sie haben allein ihre Arbeitskraft als 
geldwertes Pfand. Wollen sie Teil-
habe im sozialen Miteinander, müs-
sen sie mangels Eigentum sich selbst 
enteignen, um an nötiges Tauschmit-
tel zu gelangen. Dies bekommen sie 
nur gegen Zins, also gegen einen Teil 
der zugewiesenen Arbeit, die einem 
Inhaber von Geld für eigene Zwe-
cke nützlich scheint. Sie gehören ab 
dann nicht mehr sich selbst, geben 
Anteile ihrer Arbeit einem Kredit-
nehmer (mag er auch Arbeitgeber 
heißen) zur Einlösung von dessen 
Schuld(en) beim Souverän – nach 
römischem (!) Recht. Arbeitende 
Menschen ohne eigene Ressourcen 
werden Arbeit-Nehmer genannt – ob-
wohl sie eigentlich ihre Arbeit geben 
– gegen Bezahlung. Der geforder-
te Zins wird zur Abgabe aus Arbeit 
und so Grundlage einer Feudalord-
nung. Alle Zinsen sammeln sich in 
allen zu zahlenden Preisen aller End-
verbraucher, die ihren Lebensstan-
dard so lange aufrechterhalten kön-
nen, wie sie die-
sen Tribut an den 
Souverän (heute 
ca. 30%!) in ihren 
Lebenshaltungs-
Kosten mitbezah-
len können. „Sol-
len wir dem Sou-
verän Tribut zah-
len?“, so die Fang-
frage an Jesus  von 
Nazareth. Seine 
Antwort wird vor 
und nach der kon-
stantinischen Wen-
de unterschiedlich 
wiedergegeben. 
Geld fordert mehr 
Geld zurück, als 
durch Enteignung 
geschöpft wurde. 
Diese Rückzahlung 
von Tilgung mit 

Zinsen erfordert neue Geld-Schöp-
fung durch weitere Enteignung. Das 
Zins-System spaltet jedes Kollektiv 
in zwei ungleiche Gruppen, an de-
ren Rändern die einen wegen Armut 
trotz Arbeit zugrunde gehen und die 
anderen an der Zahlungsnot des Kre-
ditnehmers immer reicher werden – 
ohne eigenen Handschlag. So nimmt 
die Polarität Armut / Reichtum ih-
ren Lauf. Das Leben fast aller Men-
schen beginnt und endet als „Debi-
tor“ – als Schuldner. In Deutsch-
land bedient jeder (!) Staatsbürger 
z. Zt. eine Verbindlichkeit von ca. 
135.000 €, eine vierköpfige Fami-
lie lebt heute mit einer Schuldenlast 
von ca. 540.000 €, zu verzinsen über 
ihre Lebenshaltungs-Kosten. Bei 
Tod eines Bürgers ist Ablehnung 
dieser „Erbschaft“ für die nachfol-
gende Generation unmöglich! Der 
Souverän nimmt auf diesem Wege 
ca. 550 Mrd. € pro Jahr (netto nach 
Steuern!) ein, Tendenz exponentiell 
steigend. Eine solche Entwicklung 

Arbeitsgruppe Gerechte Wirtschaftsordnung

Weltweit werden 75% des Landes in Privatbesitz von 
nur 2,5% aller Landbesitzer kontrolliert – mit 

welcher Rechtfertigung?

Die Welt ist verteiltDie Welt ist verteilt

LandloseLandlose

6.4
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macht jedes wirtschaftliche Mitein-
ander zunichte, schafft soziale Un-
ruhe, endet schließlich im (Bürger)
Krieg. Überschuldung war und ist 
eine Geißel der Menschheit. Schon 
die Antike kannte sie als Ursache 
sozialer Zerrüttung. Nach der Bitte 
um das tägliche Brot im Vaterunser 
folgt in der ersten lateinischen Bi-
bel: „et dimitte nobis debita nostra, 
sicut et nos dimittimus debitoribus 
nostris“, zu Deutsch: „Und erlasse 
uns unsere Schulden, wie auch wir 
sie erlassen unseren Schuldnern“. 
Die Menschen wussten, worum sie 
baten – damals! Und heute?

Geld hat die Funktion des Tausch-
mittels, ist aber auch Recheneinheit 
und Maßstab, gilt als Wertaufbewah-
rungs- und -übertragungsmittel, ist 
anonyme Leistungs-Bestätigung und 
garantiert einen Anspruch an das ar-
beitsteilig erwirtschaftete Sozialpro-
dukt. Durch Maßnahmen des Staa-
tes wird es gesetzliches Zahlungs-
mittel. Über Börsen und Finanz-
märkte „dient“ es auch Spekulan-
ten. Es ist soziale Energie, im kon-
struktiven wie kriminellen Sinne. 

Mit Geld regiert der Souverän sein 
Volk, organisiert mit Gesetzen sei-
nen (!) Staat. Sich vorzustellen, wie 
unser Miteinander aussähe, würden 
sich alle Maße und Gewichte „am 
Markt“ hin und her verändern, setzt 
apokalyptische Phantasien frei. Der 
wichtigste Maßstab wirtschaftlichen 
Handelns – unser Geld – wird von 
keinem Eichamt überwacht. Die Sta-
bilität einer Währung bleibt erhalten, 
solange die Verteilung dem Arbeits-
aufwand der Wirtschafts-Teilneh-
mer entspricht, Nehmen und Geben 
ausgeglichen sind, gerechte Entloh-
nung herrscht. Kreditiert eine Bank 
ein Objekt (z. B. Haus) weit höher 
als seine Arbeits-Kosten waren, so 
schöpft sie mehr Geld, als für wirt-
schaftliche Transaktionen notwen-
dig ist. Sie „druckt“ Falschgeld. So 
bildet sich eine Blase voller Blü-
ten, die vom Original nicht unter-
scheidbar sind, zumal heute fast 
nur noch Giralgeld auf Festplat-
ten entsteht. Ein kleiner Anteil da-
von wird zu Bargeld gedruckt. Alle 
Gelder – auch diese inflationären 
Blüten – sind Ausdruck eines den 

meisten Bürgern unbekannten Bu-
chungstricks um nichts weiter als 
„Nichts“. Zwar wachsen die Bäume 
nicht in den Himmel, und so merkt 
der Herrscher in seiner Gier meist 
zu spät, dass seinem Anspruch kei-
ne reale Leistung gegenüber steht. 
Systemkrise nennt man das dann. So 
entsteht Bedarf ohne Geld (Armut) 
neben Geld ohne Bedarf (Reich-
tum), schließlich Arbeitslosigkeit 
mangels Geld und Geld im Über-
fluss ohne Arbeit – für Spekulation. 
Ganze Staaten mit ihrer Sozial- und 
Rechtsordnung kollabieren. 

Aus allen gezahlten Preisen der End-
verbraucher bekommt der Staat Steu-
ern, die Sozialordnung Abgaben, die 
Arbeit Löhne und – der Souverän 
seinen Tribut als Bezahlung dafür, 
dass Menschen sein (übergroßes) 
Eigentum nutzen dürfen. Fremd-
finanzierung nennt man dies. Die 
Eigner dieser Welt sind unter uns le-
bende Mitmenschen. Sie berechnen 
anderen Weltbürgern Miete für de-
ren bloße Existenz auf dieser Erde. 
(Rom ist heute überall, Bethlehem 
übrigens auch: „dass alle Welt ge-
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schätzet werde“) Die meisten Men-
schen müssen zahlen, nur weil sie 
da sind. Gerade soziale Bedürftig-
keit bringt enorme Renditen, und so 
verlieren viele auch noch das weni-
ge, was sie haben. Prekariat nennt 
man das. Das monetäre Wechselspiel 
zwischen Arbeit, Sozialordnung, re-
gionalem Staat und globalisiertem 
Kapital wäre für die meisten Zeitge-
nossen Grund für eine Revolution, 
wüssten sie mehr darüber. Im Jahr 
2007 z. B. flossen zwischen diesen 
vier Kassenarten allein in Deutsch-
land 2.000 Mrd. € als Abgaben hin 
und her, um zu verschleiern, wer 
schließlich das Geld netto behalten 
durfte. Das Ergebnis ist empörend: 
2% für den Staat, 14% fürs Soziale 
im Staat, 24% Tribut für den Souve-
rän und der Rest – 60% – als Lohn 
für alle geldwerte Arbeit. Diese feu-
dale Abgaben-Ordnung ist unse-
res demokratischen Staates unwür-
dig und offensichtlich grundrechts-
widrig. 

Und damit zurück zum Anfang. Si-
cherlich, Meinungsfreiheit und Frei-
zügigkeit sind hohe demokratische 
Werte. Aber die volle menschliche 
Freiheit ist erst erreicht, wenn jeder 
den ganzen Lohn seiner Arbeit er-
hält und Geld ohne Arbeit allein aus 
Gründen sozialer Bedürftigkeit ab-
gegeben werden muss. Purer Profit 
an das herrschende Geld in einer De-
mokratie ist Unrecht! In Deutschland 
nimmt so die Demokratie kontinu-
ierlich ab und der Feudalismus ste-
tig zu, und zwar um ca. 1,5 Mrd. € 
täglich (!) von Arbeit an Kapital, 
von Arm an Reich. Über das Geld-
system vermehren bitterarme Men-
schen exorbitanten Reichtum. Wer 
hier von „Neid-Debatte“ redet, weiß 
nicht, welch diabolische Macht uns 
da beherrscht: Unsere Demokratie 
wird geplündert, die Gleichheit vor 

dem Recht mit Füßen getreten. Das 
System „geht über Leichen“ – zitiere 
ich. Und in einem globalisiert feu-
dalen Großreich ohne Grenzen muss 
jede regionale Sozial-Ordnung kapi-
tulieren. Der Souverän beteiligt sich 
nicht an den Notwendigkeiten des 
Lebens, er sät Zwietracht, plündert 
Ressourcen und missbraucht Men-
schen unterschiedlicher Lebensbe-
reiche. Er ist anonymisiert, wird 
selbst von denen, die ihn „verkör-
pern“, meist nicht verstanden. „Ab-
schöpfen von Differentialen in Raum 
und Zeit“, so die akademische Ver-
schleierung dieser Herrschaft. Ab-
sahnen nennt der Volksmund die-
sen Sachverhalt. Nur viele (zu vie-
le) „bei Hofe“ schmeicheln die-
sem Herrn. 

Wer Geld schöpft, ist Souverän – in 
tatsächlicher Demokratie wäre dies 
die Gesellschaft, das Gemeinwesen. 
Geld als (gesetzliche) Übereinkunft 
gelte dann nur innerhalb regionaler 
Grenzen. Allein das Gemeinwesen 
hätte das Recht auf Geldschöpfung 
– sogar gegen Zinsen. Wir Bürger 
zahlten dann Zinsen oder (!) Steu-
ern, nicht wie heute Kapitaldienst 
an den Souverän und (!) zusätzlich 
Steuern an einen Staat, der obendrein 
dem Souverän zinspflichtig ist. Pri-
vate Nutzungsrechte ließe sich das 
Gemeinwesen bezahlen, nicht um-
gekehrt. Wer den Nutzen hat, trägt 
auch die Kosten – so ein Grundge-
setz der Marktwirtschaft! Eine Über-
schuldung von Staaten wäre damit 
gänzlich unmöglich. Zwischenstaat-
liche Verrechnungseinheiten sorgten 
für ausgeglichene Handelsbilanzen. 
Kein Geringerer als (der geadelte) 
John Maynard Keynes hat ein sol-
ches Geld-System 1944 in Bretton-
Woods (USA) vorgeschlagen, wäh-
rend noch der Weltkrieg II tobte. Es 
ist bekannt als Bancor-System. 

Die von mir hier notierten Gedanken 
sind nicht neu, schon gar nicht mein 
Eigentum. Hochkulturen dieser Erde 
– seien es Buddhismus oder Juden-
tum, seien es Christen oder Musli-
me – kennen diese Problematik in 
ihren (heiligen) Schriften. Aber die 
heutigen „Eliten“ scheinen kultur-
vergessen, und nicht nur das. Ihre of-
fensichtlich kriminelle Gier zerstört 
ein Wunder in diesem All – Gottes 
Schöpfung. Aus Licht ist alles ge-
schaffen, auch unser Leben – als Ge-
schenk! Eu-Charistie – Dankbarkeit 
dafür – jeden Sonntag! Welch eine 
Blasphemie, alles Leben dieser Erde 
mit „fiat-money“ zu verschulden! 
Aufklärung und moderne Wissen-
schaft haben uns Erkenntnisse ge-
bracht. Aber die Gier nach Macht 
Weniger scheint nur eins zu ken-
nen: unser Wissen und Können ge-
gen den Nächsten einzusetzen. 

Wir haben etwas zu lernen: 

1.	Das Zinsverbot der Tora, des Evan-
geliums und des Korans ist lebens-
erhaltende Weisheit. 

2.	Wir erkennen unser jetziges Geld- 
und Eigentums-System als „Maya“ 
allein in unseren Köpfen und Ge-
setzbüchern. Umkehr ist nötig, 
wollen wir Menschen auf dieser 
Erde überleben. Metanoeite! Wer-
det anderen Sinnes! 

3.	Diese Änderung ist gewiss nicht 
unsere einzige Aufgabe, aber mit 
Sicherheit die dringlichste. 

Protestanten aller Länder vereinigt 
euch, damit Geld dient und nicht 
herrscht! Pro Testem, für ein Be-
kenntnis! Sola scriptura – allein die 
Schrift, auch heute noch.

Dr. med. Dieter Petschow

Vorstehender Artikel erschien im 
Deutschen Pfarrerblatt sowie in der 
Kulturzeitschrift „Kurskontakte“.
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Hans-Peter Gensichen: Armut wird 
uns retten. Geteilter Wohlstand in 
einer Gesellschaft des Weniger. Pu-
blik-Forum Oberursel, 2009, 92 Sei-
ten, 12,90 €.

Hans-Peter Gensichen, promovier-
ter Theologe und jahrelang Leiter 
des Kirchlichen Forschungsheimes 
in der Lutherstadt Wittenberg sowie 
Multiplikator einer kritischen Um-
weltbewegung in der DDR, fordert 
mitten in der gegenwärtig weltwei-
ten Finanz- und Wirtschaftskrise 
eine Theologie und Praxis der Be-
freiung, die diesen Namen verdient. 
Sie zeigt sich für ihn im „geteilten 
Wohlstand“ in einer „Gesellschaft 
des Weniger“. Denn der bisherige 
Wachstumswahn in Wirtschaft und 
Politik ist an seine Grenzen gesto-
ßen, so dass auch der Kapitalismus 
durch seinen rasanten Absturz sich 
selbst infrage gestellt hat.

Gensichen redet nicht die Armut 
schön, wie man vermuten könnte, 
sieht illusionslos unsere Wirklich-
keit: Die Armut kommt auch mas-
siv in unsere Wohlstandsgesellschaft 
des reichen Nordwestens, deren Rän-
der breiter und hässlicher werden, 
so dass es für alle diesen „Zwang 

zum Weniger“ gibt. „Was bleibt, 
ist eine von den Verhältnissen er-
zwungene Anpassung an eben die-
se Verhältnisse“(S.89). Während 
aber der Philosoph Sloterdijk ge-
genwärtig vom „fiskalischen Bür-
gerkrieg“ spricht, meint Gensichen: 
„Den ungewohnten Weg ins Weni-
ger neu gehen – das ist nicht nur un-
gewohnt, sondern auch befreiend, 
den alten Weg als Illusion zu erken-
nen und dabei schon zu ahnen, dass 
es einen illusionslosen neuen Weg 
gibt.“ (S. 91).

In 12 Kapiteln versucht Gensichen 
diesen Transformationsprozess auf-
zuzeigen und vorzuzeichnen, indem 
er als Leitmotiv seinem Buch die 
These des 1989 ermordeten Jesui-
tenpaters aus El Salvador, Ignacio 
Ellacuria, voranstellt: „Die Zivilisa-
tion der Armut … macht die univer-
sale Befriedigung der Grundbedürf-
nisse zum Prinzip der Entwicklung 
und das Wachstum der gemeinsamen 
Solidarität zur Grundlage der Huma-
nisierung“ (S. 9), also einen in Nord 
und Süd etwa gleich hohen Entwick-
lungs- und Lebensstandard. 

Für dieses programmatische Ler-
nen vom armen Süden für den rei-
chen Nordwesten sieht Gensichen 
die christliche Kirche als dienliche 
Plattform der Umsetzung an, denn 
Jesus sagt zu den Armen: „Ihr seid 
selig!“ (S. 89). Wie dieser Prozess 
vonstatten gehen sollte, hätte man 
nun vom Autor gern gewusst. Doch 
hier bricht das Buch ab. Die Bei-
spiele von Migrationsgottesdiens-
ten, Bio-Höfen, „Medizin für Arme“ 
und kirchliche Schulen ausschließ-
lich „für Kinder von Obdachlosen 
und Asylanten“ (S. 85) überzeugen 
gerade nicht, weil es hier doch den 
Anschein bekommt, dass Armut 
doch schön geredet wird. Bis auf 
den Hinweis eines „bedingungs-

losen Grundeinkommens für alle“ 
fehlen die Transformationsschrit-
te, wie gerechte Strukturen in einer 
solidarischen Gesellschaft aussehen 
sollen und geschaffen werden kön-
nen. Denn nur in ihrer praktischen 
Umsetzung kann die Lösung liegen, 
nicht in frommen Appellen. 

Allerdings scheint mir bei Gensi-
chen schon verborgen ein Ansatz-
punkt vorhanden zu sein. Ich sehe 
ihn in der „Würde der Armen“, die in 
unserer gegenwärtigen Gesellschaft 
verloren gegangen ist. Hier scheint 
mir der theologische Gesichtspunkt 
wichtig zu werden; denn alle Religi-
onen legen auf die Barmherzigkeit 
größten Wert. Unwillkürlich fühlt 
man sich beim Lesen dieser Lektü-
re an den Roman „Tagebuch eines 
Landpfarrers“ (1936) von Georges 
Bernanos erinnert. In ihm diskutie-
ren zwei Priester über die Würde 
der Armut. Jesus, so sagt der Eine, 
habe die Armut geheiligt, und folg-
lich müsste es die Aufgabe der Kir-
che sein, den Armen die Armut zu 
predigen. Aber er gesteht sich ein, 
dass er diesen Gedanken nicht ertra-
gen kann und sagt: „Lieber würde 
ich den Armen den Aufstand predi-
gen.“ In diesem Konflikt steht mei-
nes Erachtens die Kirche des Nord-
westens bis heute. Ein atheistischer 
Armenarzt sagt in diesem Roman: 
„Nach zwanzig Jahrhunderten Chris-
tentum, Himmelsdonnerwetter, dürf-
te es doch keine Schande mehr be-
deuten, arm zu sein! Nein, ihr habt 
euren Christus verraten! Mein Gott, 
guter Gott! Ihr verfügt doch über al-
les, was man braucht, um die Rei-
chen zu demütigen und zur Pflicht-
erfüllung zu zwingen. Die Reichen 
dürsten doch nach Achtung, je rei-
cher sie sind, umso mehr.“

Würde die Kirche in diesem Sinn 
heute von der „Würde der Armut“ 

 Bücherecke
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Bücherecke  
sprechen, was sie wohl verlernt hat, 
dann würde offensichtlich, dass 
Reichtum nicht allein für Chris-
ten ein Problem darstellt und dass 
Barmherzigkeit und Gerechtigkeit 
für alle die Würde des Empfangen-
den voraussetzt.

Wenn diese Kultur unter uns erreicht 
werden könnte, dann könnte ich mit 
Hans-Peter Gensichen sagen: „Ar-
mut wird uns retten!“

Christoph Körner, Erlau

Rita Kindler: Landschaftsfraß. Flä-
chenwende in Sicht? Edition Bodo-
ni 2004, 333 Seiten, 16,50 €.

Thiel, Fabian: Strategisches Land-
management. Baulandentwicklung 
durch Recht, Ökonomie, Gemein-
schaft und Information, 2. Aufl. 2008, 
336 Seiten, 39,90 €.

Gemäß Pressemitteilung des Statis-
tischen Bundesamts v. 11. 11. 2008 
fraßen sich Siedlung und Verkehr 
in den Jahren 2004 bis 2007 täglich 
durchschnittlich um 113 ha weiter in 
die Landschaft; das entspricht 161 
Fußballfeldern, während gleichzei-
tig Leerstände und Brachflächen zu-
nahmen. Vom Reduktionsziel der 
Bundesregierung auf täglich 30 ha 
im Jahr 2020 sind wir also noch weit 
entfernt. Beide Publikationen stel-
len sich diesem Problem.

Als Wissenschaftlerin an einem ag-
rarökonomischen Institut der DDR 
entwickelte Rita Kindler schon da-
mals Vorstellungen darüber, wie in 
einer alternativen Gesellschaft die 
ökonomische Bodenbewertung ge-
staltet sein sollte, und promovierte 
1988 mit einer Dissertation über Bo-
denbewertung im Sozialismus. Als 
landwirtschaftliche Sachverständige 
erstellt sie Gutachten über Boden-
werte in Berlin und Brandenburg 
und ist dadurch mit Landschaftsver-
brauch ständig konfrontiert.

Durch Begegnung mit Klaus Wuls-
ten (Berlin) im Jahr 1990 gewann die 
marxistisch geprägte Wissenschaft-
lerin Zugang zu freiwirtschaftlichen 
Ideen, die sie, wie auch verwand-
te bodenreformerische Bestrebun-
gen, in ihrem 3. Kapitel über „Pri-
vates oder gemeinschaftliches Bo-
deneigentum?“ mit Sachkunde und 
Sympathie darstellt und auswer-
tet. Sehr aufschlussreich sind auch 
ihre vorangehenden ökonomischen 
und ökologischen Grundlagenkapi-

tel 1. Bodeneigentum, Grundren-
te und Bodenpreis, 2. Der Zusam-
menhang von Bodenpreis und Um-
weltzerstörung. Im vierten Kapitel 
diskutiert sie „Kleine Schritte gegen 
den Landschaftsfraß“ wie Schutz des 
Außenbereichs, Spekulationssteu-
er, Grundsteuerreform, Vermögens-
steuer, Wohnungsbauförderung und 
nachhaltige Landwirtschaft.

Tiefer ansetzende Reformen erörtert 
sie im letzten Kapitel über Brechung 
der Boden- und Zinsmonopole und 
sozial-ökologische Gestaltung der 
Preise, Abgaben und Steuern und be-
rührt den Zusammenhang zwischen 
Geldwesen und Bodenordnung. Wie 
die Auflistung der Bemühungen an-
derer Länder um Land- und Agrar-
reformen in den letzten 100 Jahren 
im Anhang und das Literaturver-
zeichnis belegen, hat die Autorin die 
große Bandbreite der Diskussion im 
Blick und verliert gleichwohl kriti-
sche Fragen der politischen Umsetz-
barkeit und Praktikabilität nicht aus 
den Augen. Sowohl ihrem Buch als 
auch ihrem Diskussionsforum im In-
ternet unter www.landschaftsfrass.de 
wünscht man angesichts der Dring-
lichkeit der Problematik breite Auf-
merksamkeit.

Während Kindler systemwandeln-
de Perspektiven eröffnet, bleibt der 
westdeutsch sozialisierte Geograph 
Fabian Thiel mehr im Rahmen des 
bestehenden Wirtschaftssystems und 
leuchtet dieses aus. Den größten Teil 
seines umfänglichen Werks widmet 
er den geltenden Rechtsinstrumen-
ten des Landmanagements, dem Ei-
gentumsrecht, dem Raumordnungs- 
und Planungsrecht, den Besonder-
heiten des Städtebaurechts und des 
Planungsschadensrecht, dem Land-
schaftsplanungsrecht und kurz auch 
dem Erbbaurecht und dem Abgaben- 
und Steuerrecht. Kritische Würdi-

http://www.landschaftsfrass.de
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gung dieser Regelungen führt ihn 
an etlichen Stellen zu Fortentwick-
lungsbedarf, ohne jedoch ein ganz 
anderes Wirtschaftssystem ins Auge 
zu fassen; so zitiert er Damaschke, 
aber nicht Gesell. 

Stärkere inhaltliche Berührungs-
punkte mit Kindlers Buch gibt es 
bei Thiels weiteren Abschnitten 
über Landmanagement durch Öko-
nomie (insbesondere Grundstücks-
wertermittlung), durch Gemeinschaft 
(Stiftung, Genossenschaft, Allmen-
de) und durch Information (Katas-
ter und Geoinformation). Das durch 
Statistiken und zahlreiche Rechtspre-
chungshinweise angereicherte Buch 
schließt mit einem 34 Seiten umfas-
senden Literaturverzeichnis. 

Durch unterschiedliche Schwerpunk-
te, Sicht- und Herangehensweisen 
ergänzen sich die Bücher, die beide 
Handbuchqualitäten haben und soli-
de Informationen über eine schwie-
rige Materie vermitteln.

Roland. Geitmann 

Vera Linß: Die wichtigsten Wirt-
schaftsdenker. Marixverlag Wiesba-
den (marixwissen Frankfurter Rund-
schau) 2007, 256 Seiten, 5,- €.

Wer erste Grundinformationen über 
diverse Ökonomen sucht, dem sei das 
angezeigte Werk der Diplomjourna-
listin Vera Linß empfohlen, zumal es 
dank der Frankfurter Rundschau er-
freulich preiswert zu haben ist. Die 
Autorin porträtiert 60 Wirtschafts-
denker der Vergangenheit und Ge-
genwart, beginnend mit Aristoteles 
und Thomas von Aquin und skizziert 
die Klassiker Adam Smith, David Ri-
cardo und John Stuart Mill ebenso 
wie den Neoklassiker Léon Walras 

und die Österreichische Schule mit 
Carl Menger, Ludwig Mises und Jo-
seph Schumpeter. Unter „Deutsche 
Schulen“ erscheinen u. a. Johann 
Heinrich von Thünen, Friedrich List, 
Gustav von Schmoller, Werner Som-
bart und Walter Eucken.

Im Abschnitt „Kritiker“ widmet Linß 
je vier Seiten sowohl Karl Marx als 
auch (und nicht unfreundlich) Sil-
vio Gesell, dessen Hauptwerk die 
knapp gehaltene Literaturliste auf-
führt. „Auch heute haben die Ide-
en Gesells viele Anhänger. Ob sein 
Freiwirtschaftsmodell allerdings 
tatsächlich eine soziale Innovation 
ist, wird von der Fachwelt unter-
schiedlich beurteilt.“ (S. 139) Man 
ist ja schon froh, dass es zur Kennt-
nis genommen wird. Zum Keynes-
schen Ansatz behandelt das Buch 
elf Ökonomen (u. a. John Kenneth 
Galbraith, James Tobin und Nicho-
las Gregory Mankiv). Die Chica-
goer Schule erscheint mit sieben 
Namen, u. a. Friedrich August von 
Hayek und Milton Friedman, bevor 
der Überblick mit acht überwiegend 
noch lebenden Wissenschaftlern un-
ter der Überschrift „Weiterentwick-
lungen“ schließt.

Roland Geitmann

Vorträge und Seminare über CGW-Anliegen halten unsere Mitglieder

Helmut Becker, Tel. 0345 2901070

Ralf Becker, Tel. 05694 9910012

Adolf Caesperlein, Tel. 089-803729

Helmut Creutz, Tel. 0241 34280

Dr. Dieter Fauth, Tel. 0931 14938

Prof Dr. Roland Geitmann, Tel. 07851 72137

Dr. Hugo Godschalk, Tel. 069 951177 0

Karl Ernst Gundlach, Tel. 05665 6975

Karin Grundler, Tel. 089 3151163

Wolfgang Heiser, Tel. 06322 981640

Adolf Holland-Cunz, Tel. 036847 31712

Dr. Eva-Maria Hubert, Tel. 0711 4780365

Heinz Köllermann, Tel. 07641 913440

Heiko Kastner, Tel. 05931 6609 (tags), 846790 

Dr. Christoph Körner, Tel. 03727 979065

Gerhard Küstner, Tel. 09104 860246

Thomas Mayer, Tel. 0831 5707689

Rudolf Mehl, Tel. 07231 52318

Werner Onken, Tel. 0441 36111797

Dr. Dieter Petschow, Tel. 0511 782003

Dr. Alfred Racek (Wien), Tel. +43 1 4800320

Prof. Dr. Thomas Ruster, Tel. 02227 924913

Bernhard Thomas, Tel. 089 8414601

 Bücherecke



C
hr

ist
en für gerechte

CGWW
ir tschaftsordnung 

e.
V.Rundbrief 10/2 Juni 2010	 Seite 35

Tagungen – Veranstaltungen

Öffentliche Verschuldung - Rettungsanker oder Ka-
tastrophe?

Sa/So, 26./27. Juni 2010, Arbeitstagung zur aktuel-
len Verschuldungs- und Euro-Krise, Anthroposo-
phisches Zentrum Kassel, Wilhelmshöher Alle 261, 
D-34131 Kassel 

Finanzierung gesellschaftlicher Aufgaben | Belastung 
der Zukunft? | Inflation oder Deflation? | Destabili-
sierung des Euro-Raums? | Wer profitiert?

Mit Florian Boettcher, Udo Herrmannstorfer, Prof. Ha-
rald Dr. Spehl und Prof. Dr. Christoph Strawe

Kontakt und Info: www.sozialimpulse.de, Dr. Christoph 
Strawe, Tel.: 0711-2368950, Fax: 0711-2360218, E-
Mail: Institut@sozialimpulse.de

Lehren aus der Finanzkrise

03. - 04. Juli 2010, Seminar für freiheitlich Ordnung, 
73087 Bad Boll, Badstraße 35

Kontakt und Info: www.sffo.de, 07164-3573 oder 5497, 
E-Mail: rh@ffpx.de

Erfolgreiche Versuche sind noch besser als gute 
Theorien

Samstag, 11. September – 10 -17 Uhr, VHS Salzgitter, 
Diavortrag von Georg Otto

Kontakt und Info: Georg Otto, 31079 Eberholzen, Gänse-
berg 11, Mail: alternative-dritter-weg@t-online.de

Kairos Europa-Fachtagung 2010: Von der (System-)
Kritik zur Transformation: Welcher Weg führt zu 
einem gerechten, zukunftsfähigen Wirtschaften?

15.-17.10.2010, Mannheim

Kontakt und Info:  E-Mail gueck@kairoseuropa.de

DRITTE WEGE vor Ort – regional und im Bund 
und Europa

Samstag, 23. Oktober 10 – 15 Uhr, VHS Leipzig, Dia-
vortrag von Georg Otto

Kontakt und Info Georg Otto w.o.

Regelmäßige weitere Veranstaltungen

Gesprächskreis über Geld- und Wirtschaftsfragen

Alle paar Wochen am Dienstag, 18.00 Uhr bis ca. 20:00, 
im Café am Tiergarten gegenüber dem Karlsruher 
Hauptbahnhof. Den nächsten Termin bitte erfragen.

Kontakt und Info: Tanja Rathgeber, Tel.0721/9431437, 
E-Mail TanjaRathgeber@hotmail.com und Werner 
Stiffel, Tel. 0721/451511, E-Mail Werner.Stiffel@t-
online.de

Diskussionsreihe VHS Hildesheim

Wöchentlich Donnerstag, 18 Uhr in Hildesheim, Mehr-
generationenhaus, Steingrube 19a

Kontakt und Info: 	 Georg Otto, Tel. 05065/8132, 
E-Mail: alternative-dritter-weg@t-online.de

NWO-Konzept für ein (B)GE

Jeden 1. Donnerstag i. M. 19 Uhr – Hannover, Gro-
ße Barlinge 63, Südstadt Fa. Raum-Design. Beginn 
am 4.9.2008

Kontakt und Info: Georg Otto, Tel. 05065/8132, E-
Mail: alternative-dritter-weg@t-online.de

Treffen der INWO-Regionalgruppe München

Jeden dritten Freitag im Monat um 19.30 Uhr im Eine-
Welt-Haus, Raum 109, Schwanthalerstr. 80, 80336 
München.

Kontakt und Info:  E-Mail Muenchen@INWO.de

Veranstaltungshinweise im Internet

Alle Veranstaltungshinweise dieser Seiten sind 
auch in den verschiedenen Terminkalendern im 
Internet enthalten. Deren Vorteil: Sie werden lau-
fend aktualisiert.

Die wichtigsten Kalender:

www.cgw.de

www.inwo.de

www.nwo.de/termine.htm

www.grundeinkommen.info -> Termine

Handeln braucht WissenHandeln braucht Wissen
Erkenntnisse sammeln, vertiefen und verbreiten.

Bildungsarbeit für eine gerechte Wirtschaftsordnung
erfordert Ideen und viele kleine Schritte

Wie mache ich mich sachkundig?
Wie kann mein Beitrag aussehen?

Welche Widerstände sind zu erwarten?

8.1

 

Arbeitsgruppe Gerechte Wirtschaftsordnung

 

Arbeitsgruppe Gerechte Wirtschaftsordnung – www.ag-gwo.de
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Du sollst nicht begehren deines Nächsten 

Weib, Knecht, Magd, noch alles, was sein ist

– das zehnte Gebot.

Die Gier nach dem, was andere haben, die so genannte 

„Neidgesellschaft“, – dass das dem Gemeinsinn nicht 

zuträglich ist, bleibt bis heute offensichtlich. Die 

zunehmende Kluft zwischen Habenden und Verschuldeten 

in unserem Land sowie in der großen weiten Welt 

zerstört Leben. Ein Bewusstsein für Bescheidenheit 

und eine Ethik der Grenze wären da sinnvoll.

Mich hat die Geschichte von einem Touristen nachdenklich 

gemacht, der in einem Kloster übernachtet. Als er 

sieht, dass es dort sehr karg ist, fragt er einen Mönch: 

„Wo habt ihr denn eure Möbel?“ Der fragt zurück: „Ja, 

wo haben sie denn ihre?“ „Meine?“, sagt der Tourist 

verblüfft, „Ich bin doch nur auf der Durchreise!“ 

„Eben“, sagt der Mönch, „das sind wir auch.“

Margot Käßmann: Du darfst – die zehn Gebote
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